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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiete des Notarrechts 

-—Drucksache 219 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen auf dem Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen auf dem 
Gebiete des Notarrechts Gebiete des Notarrechts 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung der Reichsnotarordnung 
0 

Die Reichsnotarordnung wird wie folgt geändert: 

1. §§ 1 bis 8 erhalten folgende Fassung: 

.§ 1 

Als unabhängige Träger eines öffentlichen 
Amtes werden für Aufgaben auf dem Gebiete der 
vorsorgenden Rechtspflege, insbesondere für die 
Beurkundung von Rechtsvorgängen, in den Län- 
dern Notare bestellt. 

§ 2 

Die Notare unterstehen, soweit nichts anderes 
bestimmt ist, ausschließlich den Vorschriften 
dieses Gesetzes. Sie führen ein Amtssiegel. Ihr 
Beruf ist kein Gewerbe. 

§ 3 

Zu Notaren dürfen nur deutsche Staatsange- 
hörige bestellt werden, welche die Fähigkeit 
zum Richteramt nach den Vorschriften des Ge- 
richtsverfassungsgesetzes erlangt haben. 


A r.t i k e 1 1 

Änderung der Reichsnotarordnung 

Die Reichsnotarordnung wird wie folgt geändert: 

1. §§ 1 bis 7 erhalten folgende Fassung: 

♦ 

„§ 1 

Als unabhängige Träger eines öffentlichen 
Amtes werden für die Beurkundung von Rechts- 
vorgängen und andere Aufgaben auf dem Gebiete 
der vorsorgenden Rechtspflege in den Ländern 
Notare bestellt. 

§ 2 

unverändert 


siehe § 5 


§ 3 

s i e h e § 6 ( 1 ) Die Notare werden zur hauptberuflichen 

Amtsausübung auf Lebenszeit bestellt. 

s i e h e § 7 (2) In den Gerichtsbezirken, in denen am 

1. April 1961 das Amt des Notars nur im Neben- 
beruf ausgeübt worden ist, werden weiterhin 
ausschließlich Rechtsanwälte für die Dauer ihrer 
Zulassung bei einem bestimmten Gericht als 
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§ 4 

Nur solche Bewerber sind zu Notaren zu be- 
stellen, die nach ihrer Persönlichkeit und ihren 
Leistungen für das Amt eines Notars geeignet 
sind. 

siehe § 8 


§ 5 

(1) Zum Notar soll in der Regel nur bestellt 
werden, wer einen dreijährigen Anwärterdienst 
als Notarassessor geleistet hat. 

(2) Der Notarassessor wird von der Landes- 
justizverwaltung nach Anhörung der Notarkam- 
mer ernannt. Der Präsident der Notarkammer 
überweist den Notarassessor einem Notar. Er 
nimmt den Notarassessor bei Beginn des An- 
wärterdienstes durch Handschlag in Pflicht. 

(3) Der Notarassessor steht während des An- 
wärterdienstes in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis zum Staat. Er hat dieselben all- 
gemeinen Amtspflichten wie der Notar. Er erhält 
vom Zeitpunkt der Zuweisung ab für die Dauer 
des Anwärterdienstes von der Notarkammer 
Bezüge, die denen eines Gerichtsassessors anzu- 
gleichen sind. Die Notarkammer erläßt hierzu 
Richtlinien und bestimmt allgemein oder im Ein- 
zelfall, ob und in welcher Höhe der Notar, dem 
der Notarassessor überwiesen ist, ihr zur Er- 
stattung der Bezüge verpflichtet ist. 

(4) Der Notarassessor ist von dem Notar in 
einer dem Zweck des Anwärterdienstes entspre- 
chenden Weise zu beschäftigen. Er kann aus 
dem Dienst entlassen werden, wenn er sich zur 
Bestellung zum Notar als ungeeignet erweist. 

(5) Die näheren Bestimmungen über die Aus- 
bildung des Notarassessors trifft die Landes- 
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Notare zu gleichzeitiger Amtsausübung neben 
dem Beruf des Rechtsanwalts bestellt (Anwalts- 
notare). 

(3) Ein Notar kann, wenn dies im Interesse 
einer geordneten Rechtspflege erforderlich ist, 
bei dem Amtsgericht, in dessen Bezirk er seinen 
Amtssitz hat, als Rechtsanwalt zugelassen wer- 
den; § 23 der Bundesrechtsanwaltsordnung ist 
nicht anwendbar. Die Zulassung kann bei einer 
wesentlichen Änderung der Verhältnisse zurück- 
genommen werden. 

siehe § 6 


§ 4 

(1) Es werden nur so viele Notare bestellt, 
wie es den Erfordernissen einer geordneten 
Rechtspflege entspricht. 

(2) In den Fällen des § 3 Abs. 2 können hier- 
über die Landesjustizverwaltungen die näheren 
Bestimmungen treffen. Sie können insbesondere 
die Bestellung vom Vorhandensein eines Bedürf- 
nisses an dem in Aussicht genommenen Amts- 
sitz oder vom Ablauf einer Wartezeit oder von 
beiden Voraussetzungen abhängig machen. Die 
Bestimmungen können allgemein oder für be- 
stimmte Gerichtsbezirke getroffen werden. 

siehe § 7 
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regierung oder die von ihr bestimmte Stelle 
durch Rechtsverordnung. 

siehe § 3 


§ 6 

Die Notare werden zur hauptberuflichen 
Amtsausübung auf Lebenszeit bestellt. 

siehe § 4 


§ 7 

In den Gerichtsbezirken, in denen am *) 

das Amt des Notars nur im Nebenberuf ausge- 
übt worden ist, werden weiterhin ausschließlich 
Rechtsanwälte für die Dauer ihrer Zulassung bei 
einem bestimmten Gericht als Notare zu gleich- 
zeitiger Amtsausübung neben dem Beruf des 
Rechtsanwalts bestellt (Anwaltsnotare). § 5 ist 
insoweit nicht anzuwenden. 


siehe § 5 Abs. 1 


siehe § 5 Abs. 2 


siehe § 5 Abs. 3 


siehe § 5 Abs. 4 Satz 1 und Abs. 5 


*) Hier soll der Tag des Inkrafttretens des Gesetzes 
eingesetzt werden. 
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§ 5 

Zu Notaren dürfen nur deutsche Staatsange- 
hörige bestellt werden, welche die Fähigkeit zum 
Richter amt nach den Vorschriften des Gerichts- 
verfassungsgesetzes erlangt haben. 

siehe § 3 Abs. 1 


§ 6 

Nur solche Bewerber sind zu Notaren zu be- 
stellen, die nach ihrer Persönlichkeit und ihren 
Leistungen für das Amt eines Notars geeignet 
sind. 

siehe § 3 Abs. 2 


§ 7 

(1) Zur hauptberuflichen Amtsausübung als 

Notar (§ 3 Abs. 1) soll in der Regel nur bestellt 
werden, wer einen dreijährigen Anwärterdienst 
als Notarassessor geleistet hat. 

(2) Der Notarassessor wird von der Landes- 
justizverwaltung nach Anhörung der Notarkam- 
mer ernannt. Der Präsident der Notarkammer 
überweist den Notarassessor einem Notar. Er 
verpflichtet den Notarassessor durch Handschlag 
auf gewissenhafte Pflichterfüllung. 

(3) Der Notarassessor steht während des An- 
wärterdienstes in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis zum Staat. Er hat dieselben all- 
gemeinen Amtspflichten wie der Notar. Er erhält 
vom Zeitpunkt der Zuweisung ab für die Dauer 
des Anwärterdienstes von der Notarkammer 
Bezüge, die denen eines Gerichtsassessors anzu- 
gleichen sind. Die Notarkammer erläßt hierzu 
Richtlinien und bestimmt allgemein oder im Ein- 
zelfall, ob und in welcher Höhe der Notar, dem 
der Notarassessor überwiesen ist, ihr zur Er- 
stattung der Bezüge verpflichtet ist. 

(4) Der Notarassessor ist von dem Notar in 
einer dem Zweck des Anwärterdienstes entspre- 
chenden Weise zu beschäftigen. Die näheren Be- 
stimmungen über die Ausbildung des Notar- 
assessors trifft die Landesregierung oder die 
von ihr bestimmte Stelle durch Rechtsverord- 
nung. 
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siehe § 5 Abs. 4 Satz 2 


^ 8 

(1) Es werden nur so viele Notare bestellt, 
wie es den Erfordernissen einer geordneten 
Rechtspflege entspricht. 

(2) In den Fällen des § 7 können hierüber die 
Landesjustizverwaltungen die näheren Bestim- 
mungen treffen. Sie können insbesondere die 
Bestellung vom Vorhandensein eines Bedürfnis- 
ses an dem in Aussicht genommenen Amtssitz 
oder vom Ablauf einer Wartezeit oder von 
beiden Voraussetzungen abhängig machen. Die 
Bestimmungen können allgemein oder für be- 
stimmte Gerichtsbezirke getroffen werden." 


2. § 9 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Notar darf nicht zugleich Inhaber 
eines besoldeten Amtes sein. Ausnahmen kann 
die Landesjustizverwaltung im Einzelfalle nach 
Anhörung der Notarkammer zulassen; der 
Notar darf in diesem Falle sein Amt nicht per- 
sönlich ausüben." 

3. § 9 Abs. 4 wird gestrichen. 

♦ 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

(5) Der Anwärterdienst endet 

1. mit der Bestellung zum Notar, 

2. mit der Entlassung aus dem Dienst. 

(6) Der Notarassessor ist aus dem Dienst zu 
entlassen, wenn er seine Entlassung beantragt. 

Er kann entlassen werden, wenn er 

1 . sich zur Bestellung zum Notar als un- 
geeignet erweist, 

2. ohne hinreichenden Grund binnen einer 
von der Landes Justizverwaltung zu be- 
stimmenden Frist, die zwei Monate 
nicht übersteigen soll, den Anwärter- 
dienst nicht antritt, 

3. nachdem er die Genehmigung, sich um 
freie Notarstellen zu bewerben, erhal- 
ten hat, ohne hinreichenden Grund 
sich nicht um die ihm angebotenen 
Notarstellen bewirbt." 

siehe § 4 


1 a. § 8 wird gestrichen. 

♦ 

2. § 9 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

^ „(1) Der Notar darf nicht zugleich Inhaber 

eines besoldeten Amtes sein. Die Landesjustiz- 
verwaltung kann im Einzelfalle nach Anhörung 
der Notarkammer jederzeit widerrufliche Aus- 
nahmen zulassen; der Notar darf in diesem 
Falle sein Amt nicht persönlich ausüben." 

3. unverändert 

3a. In § 10 wird folgender neuer Absatz 2 angefügt: 

♦ 

„(2) Die Landesregierungen oder die von 
ihnen bestimmten Stellen werden ermächtigt, um 
den örtlichen Bedürfnissen und Gewohnheiten 
Rechnung zu tragen, durch Rechtsverordnung zu 
bestimmen, daß sich ein zu hauptberuflicher 
Amtsausübung bestellter Notar nur mit Geneh- 
migung der Aufsichtsbehörde mit einem anderen 
Notar zur gemeinsamen Berufsausübung ver- 
binden oder gemeinsame Geschäftsräume mit ihm 
haben kann. Die Genehmigung kann mit Auf- 
lagen verbunden oder befristet werden." 
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4. § 11 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

^ „(1) Dem Notar wird ein bestimmter Ort als 

Amtssitz zugewiesen. Der Amtssitz darf nur 
nach Anhörung der Notarkammer mit Zustim- 
mung des Notars verlegt werden,- dies gilt nicht 
für eine Verlegung auf Grund disziplinargericht- 
lichen Urteils." 


5. § 13 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

^ „Die Notare werden von der Landesjustizver- 
waltung nach Anhörung der Notarkammer durch 
Aushändigung einer Bestallungsurkunde be- 
stellt." 

6. § 14 erhält folgende Fassung: 

,§ 14 

(1) Nach Aushändigung der Bestallungsurkunde 
hat der Notar folgenden Eid zu leisten: 

„Ich schwöre, daß ich das Amt eines Notars nach 
Gesetz und Recht gewissenhaft und unparteiisch 
ausüben und die verfassungsmäßige Ordnung 
wahren werde, so wahr mir Gott helfe." 

(2) Gestattet ein Gesetz den Mitgliedern einer 
Religionsgesellschaft, an Stelle der Worte „Ich 
schwöre" andere Beteuerungsformeln zu gebrau- 
chen, so kann der Notar, der Mitglied einer sol- 
chen Religionsgesellschaft ist, diese Beteuerungs- 
formel sprechen. Der Eid kann auch ohne reli- 
giöse Beteuerung geleistet werden. 

(3) Der Notar leistet den Eid vor dem Präsi- 
denten des Landgerichts, in dessen Bezirk sich 
sein Amtssitz befindet. Vor der Eidesleistung soll 
er keine Amtshandlung vornehmen.' 

7. § 15 erhält folgende Fassung: 

15 

(1) Der Notar hat sein Amt getreu seinem 
Eide zu verwalten. Er ist nicht Vertreter einer 
Partei, sondern unparteiischer Betreuer der Be- 
teiligten. 

(2) Er hat seine Amtstätigkeit zu versagen, 
wenn sie mit seinen Amtspflichten nicht verein- 
bar wäre, insbesondere wenn seine Mitwirkung 
bei Handlungen verlangt wird, mit denen er- 
kennbar unerlaubte oder unredliche Zwecke ver- 
folgt werden. 

(3) Der Notar hat sich durch sein Verhalten 
in und außer seinem Berufe der Achtung und 
des Vertrauens, die seinem Beruf entgegen- 
gebracht werden, würdig zu zeigen. Er darf nicht 
dulden, daß ein seinem Hausstande angehören- 
des Familienmitglied eine unehrenhafte oder 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
4. unverändert 


4a. § 12 Abs. 3 erhält folgende Fassung 

^ „(3) Ein Verstoß berührt die Gültigkeit der 

Amtshandlung nicht, auch wenn der Notar die 
Amtshandlung außerhalb des Landes vornimmt, 
in dem er zum Notar bestellt ist." 

5. unverändert 


6. § 14 erhält folgende Fassung: 

♦ 

,§ 14 

(1) Nach Aushändigung der Bestallungs- 
urkunde hat der Notar folgenden Eid zu leisten: 
„Ich schwöre bei Gott, dem Allmächtigen und All- 
wissenden, die verfassungsmäßige Ordnung zu 
wahren und die Pflichten eines Notars gewissen- 
haft und unparteiisch zu erfüllen, so wahr mir 
Gott helfe!" 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


7. § 15 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 15 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Der Notar hat sich durch sein Verhalten 
innerhalb und außerhalb seines Berufes der 
Achtung und des Vertrauens, die seinem Beruf 
entgegengebracht werden, würdig zu zeigen. 
Auch darf er nicht dulden, daß ein seinem Haus- 
stande angehörendes Familienmitglied eine mit 
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sonst mit der Stellung eines Notars nicht zu ver- 
einbarende Tätigkeit ausübt." 


8. § 16 Satz 2 erhält folgende Fassung: 


„über Beschwerden wegen Amtsverweigerung 
entscheidet auf Antrag das Landgericht, in des- 
sen Bezirk der Notar seinen Amtssitz hat." 


9. § 17 erhält folgende Fassung: 

,.§ 17 

(1) Der Notar ist bei der Urkundstätigkeit 
(§§ 22 bis 24) von der Ausübung seines Amtes 
ausgeschlossen, 

1. wenn er bei der den Gegenstand des 
Amlsgeschäfls bildenden Angelegen- 
lieit selbst beteiligt ist oder zu einem 
Beteiligten in dem Verhältnis eines 
Mitberechtigten oder Mitverpflichteten 
steht; 

2. wenn sein Ehegatte, früherer Ehegatte 
oder Verlobter beteiligt ist; 

3. wenn er mit einem Beteiligten in ge- 
rader Linie oder im zweiten Grade der 
Seitenlinie verwandt oder verschwä- 
gert ist, auch wenn die Ehe, durch wel- 
che die Schwägerschaft begründet ist, 
nicht mehr besteht; 

4. wenn er gesetzlicher Vertreter oder 
Mitglied eines zur Vertretung ermäch- 
tigten Organs eines Beteiligten ist oder 
zu einem Beteiligten in einem ständi- 
gen Dienst- oder ähnlichen ständigen 
Geschäftsverhältnis oder in einem be- 
sonderen Treiieverhältnis steht; 

5. wenn er in der den Gegenstand des 
Aintsgeschäfts bildenden Angelegen- 
heit Bevollmächtigter eines Beteiligten 
ist. 

(2) Ein Verstoß gegen Absatz 1 berührt die 
Gültigkeit der Amtshandlung nicht, soweit sich 
aus §§ 2234, 2235, 2276 Abs. 1 Satz 2 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs oder aus §§ 170, 171 des 
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der Stellung eines Notars nicht zu vereinba- 
rende Tätigkeit ausübt. 

(4) Dem Notar ist es verboten, Darlehen so- 
wie Grundstücksgeschäfte zu vermitteln oder im 
Zusammenhang mit einer Amtshandlung eine 
Bürgschaft oder sonstige Gewährleistung für 
einen Beteiligten zu übernehmen. Er hat dafür 
zu sorgen, daß sich auch die bei ihm beschäf- 
tigten Personen nicht mit derartigen Geschäften 
befassen." 

8. § 16 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„über Beschwerden wegen Amtsverweige- 
rung entscheidet eine Zivilkammer des Land- 
gerichts, in dessen Bezirk der Notar seinen 
Amtssitz hat." 

b) Folgender neuer Satz 3 wird angefügt: 

„Für das Verfahren gelten die Vorschriften 
des Reichsgesetzes über die Angelegenhoilen 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit." 

9. § 17 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 17 

(1) Der Notar ist bei der Urkundstätigkeit 
(§§ 22 bis 24) von der Ausübung seines Amtes 
ausgeschlossen, 

1. unverändert 


2. u n V e r ä n d e r t 

3. u n V e r ä n d e r t 


4. wenn er gesetzlicher Vertreter oder 
Mitglied eines zur Vertretung ermächtig- 
ten Organs eines Beteiligten ist oder zu 
einem Beteiligten in einem ständigen 
Dienst- oder ähnlichen ständigen Ge- 
schäftsverhältnis steht. 

5. u n V e r ä n d e r t 


(2) unverändert 
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Reichsgesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit nichts anderes ergibt. 

(3) Der Notar kann sich der Ausübung des 
Amtes wegen Befangenheit enthalten. 

(4) Sind bei einer Angelegenheit mehrere be- 
teiligt und ist der Notar für einen von ihnen in 
anderer Sache als Bevollmächtigter tätig oder ist 
er früher in der den Gegenstand des Amts- 
geschäfts bildenden Angelegenheit als gesetz- 
licher Vertreter oder als Bevollmächtigter tätig 
gewesen, so soll er vor einer Urkundstätigkeit 
die anwesenden Beteiligten auf diesen Umstand 
aufmerksam machen und darüber belehren, daß 
sie seine Tätigkeit ablehnen können. In der Ur- 
kunde ist zu vermerken, daß dies geschehen ist." 


10. Nach § 18 wird folgender § 18 a eingefügt: 

.§ ISa 

Der Notar hat bei der Beurkundung von 
Rechtsgeschäften darauf Bedacht zu nehmen, daß 
Irrtümer und Zweifel vermieden sowie unerfah- 
rene und ungewandte Beteiligte nicht benach- 
teiligt werden. Er hat zu diesem Zweck den 
ernstlichen Willen der Beteiligten sorgfältig zu 
ermitteln, den Sachverhalt möglichst vollständig 
aufzuklären, die Beteiligten über die rechtliche 
Tragweite des Geschäfts zu belehren und ihre 
Erklärungen klar und unzweideutig in der Nie- 
derschrift wiederzugeben." 

11. §§ 20 und 21 erhalten folgende Fassung: 

„§ 20 

(1) Die Urschrift der notariellen Urkunde 
bleibt, soweit sie in der Form einer Nieder- 
schrift verfaßt ist, in der Verwahrung des Notars. 

(2) Der Notar darf die Urschrift aushändigen, 
wenn glaubhaft gemacht wird, daß sie im Aus- 
land verwendet werden soll und sämtliche Per- 
sonen zustimmen, die Anspruch auf eine Ausfer- 
tigung haben. Er soll in diesem Falle eine Aus- 
fertigung zurückbehalten und auf ihr vermer- 
ken, an wen und weshalb die Urschrift aus- 
gehändigt wurde. Die zurückbehaltene Ausfer- 
tigung tritt an die Stelle der Urschrift. 


Beschlüsse des 12. A u s s c h u s s e s 


(3) u n V e r ändert 

(4) ii n V e r ü n d e r 1 


(5) Absatz 4 gilt entsprechend, 

1. wenn der Notar Mitglied eines nicht zur 
Vertretung berechtigten Organs eines 
Beteiligten ist; 

2. wenn an der den Gegenstand des Amts- 
geschäfts bildenden Angelegenheit eine 
Gemeinde oder ein Kreis beteiligt ist 
und der Notar Mitglied der Gemeinde- 
oder Kreisvertretung ist, der die gesetz- 
liche Vertretung der Gemeinde oder des 
Kreises obliegt; Absatz l Nr. 4 ist inso- 
weit nicht anwendbar." 


Nummer 10 entfällt hier 

siehe Nr. 12 b (§ 28) 


1 j . § 20 wird gestrichen 

♦ 

siehe § 27 
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(3) Haben die Beteiligten bei einem Erbver- 
trag die besondere amtliche Verwahrung aus- 
geschlossen, so bleibt die Urkunde in der Ver- 
wahrung des Notars. Nach Eintritt des Erbfalles 
hat er die Urkunde an das Nachlaßgericht abzu- 
liefern, in dessen Verwahrung sie verbleibt. 


§ 21 

(1) Verletzt der Notar vorsätzlich oder fahr- 
lässig die ihm einem anderen gegenüber oblie- 
gende Amtspflicht, so hat er diesem den daraus 
entstehenden Schaden zu ersetzen. Fällt dem 
Notar nur Fahrlässigkeit zur Last, so kann er 
nur dann in Anspruch genommen werden, wenn 
der Verletzte nicht auf andere Weise Ersatz zu 
erlangen vermag; das gilt jedoch nicht bei Amts- 
geschäften der in §§ 25, 26 bezeichneten Art im 
Verhältnis zwischen dem Notar und dem Auf- 
traggeber. Im übrigen sind die Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Schadens- 
ersatzpflicht im Falle einer von einem Beamten 
begangenen Amtspflichtverletzung entsprechend 
anwendbar. Eine Haftung des Staates an Stelle 
des Notars besteht nicht. 

(2) Flat ein Notarassessor bei selbständiger 
Erledigung eines Geschäfts der in §§ 25, 26 be- 
zeichneten Art eine Pflichtverletzung begangen, 
so haftet er in entsprechender Anwendung des 
Absatzes 1. Hatte ihm der Notar das Geschäft 
zur selbständigen Erledigung überlassen, so haf- 
tet er neben dem Assessor als Gesamtschuldner; 
im Verhältnis zwischen dem Notar und dem As- 
sessor ist der Assessor allein verpflichtet. Durch 
das Dienstverhältnis des Assessors zum Staat 
(§ 5 Abs. 3) wird eine Haftung des Staates nicht 
begründet. Ist der Assessor als Vertreter des 
Notars tätig gewesen, so bestimmt sich die Haf- 
tung nach § 35. 

(3) Für Schadensersatzanspi liehe nach Ab- 
satz 1 und 2 sind die Landgerichte ohne Rück- 
sicht auf den Wert des Streitgegenstandes aus- 
schließlich zuständig.“ 


s i tUi p Artikel 8 Abs. 3 


11a. § 21 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 21 

(1) Verletzt der Notar vorsätzlich oder fahr- 
lässig die ihm einem anderen gegenüber oblie- 
gende Amtspflicht, so hat er diesem den daraus 
entstehenden Schaden zu ersetzen. Fällt dem 
Notar nur Fahrlässigkeit zur Last, so kann er 
nur dann in Anspruch genommen werden, wenn 
der Verletzte nicht auf andere Weise Ersatz zu 
erlangen vermag; das gilt jedoch nicht bei Amts- 
geschäften der in §§ 25, 26 bezeichneten Art im 
Verhältnis zwischen dem Notar und dem Auf- 
traggeber. Im übrigen sind die Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Schadens- 
ersatzpl'Iicht im Falle einer von einem Beamten 
begangenen Amtspflichtverletziing entsprechend 
anwendbar. Eine Haftung des Staates an Stelle 
des Notars besteht nicht. 

(2) Hat ein Notarassessor bei selbständiger 
Erledigung eines Geschäfts der in §§ 25, 26 be- 
zeichneten Art eine Pflichtverletzung begangen, 
so haftet er in entsprechender Anwendung des 
Absatzes 1. Hatte ihm der Nolur das Geschäft 
zur selbständigen Erledigung überlassen, so haf- 
tet er neben dem Assessor als Gesamtscbuldne]'; 
im Verhältnis zwischen dem Notar und dem As- 
sessor ist der Assessor allein verpflichtet. Durch 
das Dienstverhältnis des Assessors zum Staat 
(§ 7 Abs. 3) wird eine Llaftung des Staates nicht 
begründet. Ist der Assessor als Vertreter des 
Notars tätig gewesen, so bestimmt sich die Haf- 
tung nach § 35. 

(3) Für Schadensersatzansprüche nach Ab- 
satz 1 und 2 sind die Landgerichte ohne Rück- 
sicht auf den V/ert dos Streitgegenstandes aus- 
schließlich zuständig.“ 

llb. § 22 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

^ „(2) Die Notare sind auch zuständig, Auf- 

lassungen entgegenzunehmen sowie Teilhypo- 
theken- und Teilgrundschuidbriefe auszustellen." 

llc. Nach § 22 Abs. 3 wird folgender neuer Absatz 4 

^ angefügt: 

.(4) Inwieweit die Notare zur Vermittlung 
von Nachlaß- und Gesamtgutsauseinandersetzun- 
gen — einschließlich der Erteilung von Zeug- 
nissen nach §§ 36 und 37 der Grundbuchord- 
nung — , zur Aufnahme von Nachlaßverzeichnis- 
sen und Nachlaßinventaren sowie zur Anlegung 
und Abnahme von Siegeln im Rahmen eines 
Nachlaßsicherungsverfahrens zuständig sind, be- 
stimmt sich nach den landesrechtlichen Vorschrif- 
ten.“ 
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lld. Nach § 24 Abs. 3 wird folgender neuer Absatz 4 

^ angefügt: 

„(4) Bei der Abnahme von Eiden und bei der 
Aufnahme von eidesstattlichen Versicherungen 
soll der Notar den Beteiligten über die Bedeu- 
tung des Eides oder der eidesstattlichen Ver- 
sicherung belehren und hierüber einen Vermerk 
in die Niederschrift aufnehmen." 

12. § 26 Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 12. unverändert 

^ „Soweit der Notar kraft Gesetzes ermächtigt 
ist, im Namen der Beteiligten bei dem Grund- 
budiamt oder bei den Registerbehörden Anträge 
zu stellen (insbesondere § 15 der Grundbuch- 
ordnung, § 25 der Schiffsregisterordnung, §§ 129, 

147 Abs. 1, § 159, § 161 Abs. 1 des Reidis- 
gesetzes über die Angelegenheiten der freiwil- 
ligen Gerichtsbarkeit), ist er auch ermächtigt, die 
von ihm gestellten Anträge zurüdczunehmen." 

12 a. § 27 erhält folgende Fassung: 

♦ 

siehe Nr. 11 (§ 20) „§ 27 

(1) Die Urschrift der notariellen Urkunde 
bleibt, soweit sie in der Form einer Nieder- 
schrift verfaßt ist, in der Verwahrung des Notars. 

(2) Der Notar darf die Urschrift aushändigen, 
wenn glaubhaft gemacht wird, daß sie im Aus- 
land verwendet werden soll und sämtliche Per- 
sonen zustimmen, die Anspruch auf eine Ausfer- 
tigung haben. Er soll in diesem Falle eine Aus- 
fertigung zurückbehalten und auf ihr vermer- 
ken, an wen und weshalb die Urschrift aus- 
gehändigt wurde. Die zurückbehaltene Ausfer- 
tigung tritt an die Stelle der Urschrift. 

(3) Haben die Beteiligten bei einem Erbver- 
trag die besondere amtliche Verwaltung aus- 
geschlossen, so bleibt die Urkunde in der Ver- 
wahrung des Notars. Nach Eintritt des Erbfalles 
hat er die Urkunde an das Nachlaßgericht abzu- 
liefern, in dessen Verwahrung sie verbleibt. 


12 b. § 28 wird durch folgende Vorschriften ersetzt: 

♦ 

„3 a. Abschnitt 

Prüfungs- und Belehrungspflicht des Notars 

siehe Nr. 10 (§ 18 a) § 28 

Der Notar hat bei der Beurkundung von 
Rechtsgeschäften darauf Bedacht zu nehmen, daß 
Irrtümer und Zweifel vermieden sowie unerfah- 
rene und ungewandte Beteiligte nicht benach- 
teiligt werden. Er hat zu diesem Zweck den 
Willen der Beteiligten sorgfältig zu ermitteln, 
den Sachverhalt möglichst vollständig aufzuklä- 
ren, die Beteiligten über die rechtliche Tragweite 
des Geschäfts zu belehren und ihre Erklärungen 
klar und unzweideutig in der Niederschrift 
wiederzugeben. 
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§ 28 a 

(1) Der Notar hat bei der Beurkundung von 
Erklärungen die Person der Beteiligten mit be- 
sonderer Sorgfalt festzustellen. 

(2) Kennt der Notar die Beteiligten, so soll er 
dies in der Niederschrift angeben. Kennt er sie 
nicht, so soll er angeben, wie er sich Gewißheit 
über ihre Person verschafft hat. Bei der Vorlage 
eines Ausweises ist seine Gültigkeit, bei der 
Vorstellung der Beteiligten durch Dritte ist ihre 
Glaubwürdigkeit zu prüfen. Als Erkennungszeu- 
gen sind regelmäßig nur solche Personen geeig- 
net, die der Notar selbst als zuverlässig kennt 
und die nicht an der den Gegenstand der Amts- 
handlung bildenden Angelegenheit beteiligt sind 
oder zu einem Beteiligten in näheren verwandt- 
schaftlichen oder sonstigen dem Notar bekannten 
Beziehungen stehen. 

(3) Kann sich der Notar über die Person eines 
Beteiligten keine volle Gewißheit verschaffen, so 
soll er die Vornahme des Geschäfts in der Regel 
ablehnen. Nimmt er auf Verlangen die Amts- 
handlung ohne ausreichende Feststellung der 
Person vor, so soll er dies in der Niederschrift 
unter Angabe des Sachverhalts und der zur Fest- 
stellung der Person vorgebrachten Unterlagen 
angeben. 

(4) Der Notar soll in der Urkunde die Person 
der Beteiligten so genau bezeichnen, daß Zweifel 
und Verwechslungen ausgeschlossen sind. Zur 
Unterscheidung häufig vorkommender Namen 
sind möglichst der Geburtstag und die genaue 
Wohnung, bei verheirateten Frauen ihr Mädchen- 
name beizufügen. 


§ 28 b 

(1) Vor der Beurkundung von Rechtsgeschäf- 
ten soll sich der Notar von der Geschäftsfähig- 
keit der Beteiligten überzeugen. Sind Erklärungen 
schwerkranker Personen zu beurkunden, so soll 
er die Tatsache der Erkrankung und seine Fest- 
stellungen über die Geschäftsfähigkeit in der 
Niederschrift angeben. 

(2) überzeugt sich der Notar davon, daß ein 
Beteiligter die erforderliche Geschäftsfähigkeit 
nicht besitzt, so hat er die Beurkundung abzu- 
lehnen. Bleibt er im Zweifel, so soll er dies in 
der Niederschrift feststellen. 

§ 28 c 

(1) Bei der Beurkundung von Rechtsgeschäften 
soll der Notar die Vertretungsmacht und die 
Verfügungsbefugnis der Beteiligten prüfen. Be- 
stehen Zweifel, so soll er die Beteiligten über die 
Rechtslage belehren und einen entsprechenden 
Vorbehalt in die Urkunde aufnehmen. 

(2) Stellt der Notar fest, daß die Vertretungs- 
macht oder Verfügungsbefugnis fehlt und daß 
auch eine nachträgliche Genehmigung durch die 
Berechtigten nicht möglich ist, so hat er die Beur- 
kundung abzulehnen. 
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(3) Bei der Verhandlung vorgelegte Voll- 
machten und Ausweise über die Berechtigung 
eines gesetzlichen Vertreters soll der Notar in 
Urschrift oder in beglaubigter Abschrift der 
Niederschrift beifügen. Ergibt sich die Vertre- 
tungsberechtigung aus einer Eintragung im Han- 
delsregister oder in einem ähnlichen Register, 
so genügt eine Bescheinigung des Notars nach 
§ 23. 

(4) Bei Rechtsgeschäften Minderjähriger soll 
der Notar in der Regel deren Alter in der Ur- 
kunde angeben, auch wenn die Erklärungen 
durch einen Vertreter abgegeben werden. 

§ 28 d 

Bedarf ein Geschäft der Genehmigung oder 
Bestätigung durch eine Behörde, so soll der Notar 
die Beteiligten darauf hinweisen und dies in der 
Niederschrift vermerken. Dies gilt auch, wenn 
der Notar über die Notwendigkeit der Genehmi- 
gung oder Bestätigung Zweifel hegt. 


§ 28 e 

(1) Bestehen in anderen als den in den §§ 28 b 
bis 28 d bezeichneten Fällen Zweifel, ob das 
Geschäft mit den gesetzlichen Vorschriften im 
Einklang steht, ob es nichtig ist oder ob es dem 
wahren Willen der Beteiligten entspricht, so hat 
der Notar seine Bedenken mit den Beteiligten 
zu erörtern. 

(2) Bleibt der Notar über die Gültigkeit des 
Geschäfts im Zweifel und bestehen die Beteilig- 
ten auf der Beurkundung, so soll der Notar die 
Belehrung und die dazu abgegebenen Erklärun- 
gen der Beteiligten in der Niederschrift vermer- 
ken. 


§ 28 f 

(1) Die Bestimmungen über die Feststellung 
der Person (§ 28 a) gelten auch bei der Beglaubi- 
gung einer Unterschrift oder eines Handzeichens. 
Kennt der Notar die Beteiligten, so braucht er 
dies im Beglaubigungsvermerk jedoch nicht an- 
zugeben. 

(2) Bei der Beglaubigung einer Unterschrift 
oder eines Handzeichens hat der Notar die Ur- 
kunde darauf zu prüfen, ob Gründe bestehen, 
seine Amtstätigkeit nach § 15 Abs. 2, § 17 zu 
versagen. Zu einer weiter gehenden Prüfung ist 
der Notar nur auf Grund eines besonderen Auf- 
trags verpflichtet; ohne einen solchen Auftrag 
ist er den Beteiligten in keinem Fall wegen 
unterbliebener Prüfung des Inhalts der Urkunde 
verantworlich. 

(3) Unterschriften oder Handzeichen ohne zu- 
gehörigen Text soll der Notar nur dann beglau- 
bigen, wenn die Beteiligten glaubhaft machen, 
daß sie die Beglaubigung vor der Festlegung des 
Urkundeninhalts benötigen, und wenn ein Miß- 
brauch nicht zu befürchten ist. In dem Beglaubi- 
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gungsvermerk ist anzugeben, daß bei der Be- 
glaubigung ein durch die Unterschrift oder das 
Handzeichen gedeckter Text nicht vorhanden 
war. 


§ 28 g 

Bei der Beurkundung der Veräußerung von 
Grundstücken, an denen ein gesetzliches Vor- 
kaufsrecht besteht, soll der Notar die Beteiligten 
auf das Bestehen und die Bedeutung des Vor- 
kaufsrechts hinweisen. 

§ 28 h 

(1) Beurkundet der Notar Rechtsvorgänge, die 
unter das Grunderwerbsteuergesetz oder das 
Kapitalverkehrsteuergesetz fallen, soll er die Be- 
teiligten darauf hinweisen, daß die Eintragung 
im Grundbuch oder im Handelsregister erst vor- 
genommen wird, wenn die Unbedenklichkeitsbe- 
scheinigung des Finanzamts vorliegt. 

(2) Soweit gerichtliche Handlungen von der 
Vorauszahlung oder Sicherstellung der Kosten 
abhängig sind, soll der Notar auch darauf hin- 
weisen. 


§ 28 i 

(1) Bei Geschäften, die im Grundbuch eingetra- 
nene Rechte zum Gegenstand haben, soll sich der 
Notar darüber vergewissern, ob die Beteiligten 
eine zuverlässige Kenntnis des Grundbuchstan- 
des besitzen. Kann er diese Gewißheit nicht er- 
langen, so soll er die Beteiligten, falls er nicht 
selbst den Grundbuchinhalt feststellt, über die 
Notwendigkeit der Grundbucheinsicht belehren 
und die Beurkundung nur vornehmen, wenn die 
Beteiligten trotz Belehrung über die damit ver- 
bundenen Gefahren auf einer sofortigen Beur- 
kundung bestehen. 

(2) Bei der Beurkundung oder Beglaubigung 
der Abtretung oder Belastung eines Briefpfand- 
rechts soll der Notar in der Urkunde feststellen, 
ob der Brief Vorgelegen hat. 

§ 28 k 

(1) Vor der Beurkundung einer Auflassung 
oder der Bestellung oder Übertragung eines 
grundstücksgleichen Rechts soll der Notar das 
Grundbuch oder eine beglaubigte Abschrift des 
Grundbuchs einsehen. Er kann sich dabei einer 
anderen Person bedienen, wenn ihm diese als 
hinreichend sachkundig und zuverlässig bekannt 
ist; seine Verantwortlichkeit wird hierdurch 
nicht gemindert. Die Einsicht einer Grundbuch- 
abschrift genügt nur dann, wenn diese in jüng- 
ster Zeit ausgestellt oder berichtigt und es nach 
den Umständen unwahrscheinlich ist, daß in der 
Zwischenzeit Änderungen vorgenommen worden 
sind. 

(2) Der Notar soll in der Urkunde angeben, 
daß er den Grundbuchinhalt festgestellt oder 
eine beglaubigte Grundbuchabschrift eingesehen 
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13. § 30 erhält folgende Fassung: 

„§ 30 

(1) Die Aufsichtsbehörde kann dem Notar auf 
seinen Antrag für die Zeit seiner Abwesenheit 
oder Verhinderung einen Vertreter bestellen; die 
Bestellung kann auch von vornherein für die 
während eines Kalenderjahrs eintretenden Be- 
hinderungsfälle ausgesprochen werden (ständi- 
ger Vertreter). 

(2) Im Fall der vorläufigen Amtsenthebung 
kann ein Vertreter auch ohne Antrag bestellt 
werden. Dies gilt auch, wenn ein Notar es unter- 
läßt, die Bestellung eines Vertreters zu bean- 
tragen, obwohl er infolge eines körperlichen 
Gebrechens oder wegen Schwäche seiner körper- 
lichen oder geistigen Kräfte zur ordnungsgemä- 
ßen Ausübung seines Amtes vorübergehend un- 
fähig ist. 

(3) Zum Vertreter darf nur bestellt werden, 
wer fähig ist, das Amt eines Notars zu beklei- 
den. Die ständige Vertretung soll nur einem 
Notar, Notarassessor oder Notar außer Dienst 
übertragen werden,* als ständiger Vertreter 
eines Anwaltsnotars kann nach Anhörung der 
Notarkammer auch ein Rechtsanwalt bestellt 
werden. Es soll — abgesehen vom Fall der vor- 
läufigen Amtsenthebung (Absatz 2) — nur be- 
stellt werden, wer von dem Notar vorgeschlagen 
und zur Übernahme des Amtes bereit ist. Für 
den Notar kann auch ein nach §§ 1910, 1911 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs bestellter Pfleger den 
Antrag stellen und den Vertreter vorschlagen. 

(4) Auf den Vertreter sind die für den Notar 
geltenden Vorschriften entsprechend anzuwen- 
den, soweit nicht nachstehend etwas anderes be- 
stimmt ist." 


Beschlüsse des 12. A u s s c h u s s e s 

hat. Den Tag der Ausstellung oder Richtigstel- 
lung einer Grundbuchabschrift soll er in der Ur- 
kunde vermerken. 

(3) Mit Einverständnis der Beteiligten kann 
der Notar von der Einsichtnahme in das Grund- 
buch oder in eine Grundbuchabschrift absehen. 
Das Einverständnis soll in der Niederschrift ver- 
merkt werden. 

§ 281 

Hat der Notar Erklärungen beurkundet, die 
zur Einreichung bei dem Grundbuchamt oder Re- 
gistergericht bestimmt sind, so soll er, wenn die 
Beteiligten nichts anderes verlangen, die Ur- 
kunde, sobald sie eingereicht werden kann, un- 
verzüglich dem Grundbuchamt oder Registerge- 
richt einreichen. Wünschen die Beteiligten eine 
spätere Einreichung, so soll der Notar sie erfor- 
derlichenfalls auf die Gefahren einer verspäteten 
Einreichung hinweisen." 


13. § 30 erhält folgende Fassung; 

♦ 

„§ 30 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Zum Vertreter darf nur bestellt werden, 
wer fähig ist, das Amt eines Notars zu beklei- 
den. Die ständige Vertretung soll nur einem No- 
tar, Notarassessor oder Notar außer Dienst über- 
tragen werden; als ständiger Vertreter eines An- 
waltsnotars kann nach Anhörung der Notarkam- 
mer auch ein Rechtsanwalt bestellt werden. Es 
soll — abgesehen von den Fällen des Absatzes 2 
~ nur bestellt werden, wer von dem Notar vor- 
geschlagen und zur Übernahme des Amtes bereit 
ist. Für den Notar kann auch ein nach §§ 1910, 
1911 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bestellter 
Pfleger den Antrag stellen und den Vertreter 
Vorschlägen. 

(4) unverändert 
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14. § 31 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

^ „(1) Der Vertreter wird durch schriftliche Ver- 

fügung bestellt. Er hat, sofern er nicht schon als 
Notar vereidigt ist, vor dem Beginn der Ver- 
tretung vor dem Präsidenten des Landgerichts 
den Amtseid (§ 14) zu leisten. Ist er schon ein- 
mal als Vertreter eines Notars nach § 14 ver- 
eidigt worden, so genügt es, wenn er auf den 
früher geleisteten Eid hingewiesen wird.'' 

15. Nach § 32 werden folgende Vorschriften ein- 
gefügt: 

„§ 32 a 

(1) Die Vergütung des Notarvertreters ist nur 
in den Grenzen des § 850 der Zivilprozeßordnung 
pfändbar. 

(2) Für vermögensrechtliche Streitigkeiten zwi- 
schen dem Notar und dem Notarvertreter, 
welche die Vergütung oder die Haftung für 
Amtspflichtverletzungen betreffen, sind die 
Landgerichte ohne Rücksicht auf den Wert des 
Streitgegenstandes ausschließlich zuständig. 
Eine erweiterte Zulässigkeit von Rechtsmitteln 
nach den Vorschriften in § 511 a Abs. 4 und 
§ 547 Abs. 1 Nr. 2 der Zivilprozeßordnung wird 
hierdurch nicht begründet. 

§ 32 b 

Ein Notar hat dem ihm von Amts wegen be- 
stellten Vertreter (§ 30 Abs. 2) eine angemes- 
sene Vergütung zu zahlen." 

16. In § 33 Abs. 1 wird Satz 3 gestrichen. 

♦ 

17. § 34 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

^ „(5) Die Kosten für die Erteilung von Aus- 

fertigungen oder Abschriften stehen, wenn die 
Akten durch einen Notar verwahrt werden, die- 
sem und, wenn die Akten durch das Amtsgericht 
verwahrt werden, der Staatskasse zu." 

18. Die Überschrift des 5. Abschnitts erhält folgende 

^ Fassung: 

„5. Abschnitt 

Erlöschen des Amtes. Vorläufige Amts- 
enthebung. Notariatsverweser" 

19. § 36 erhält folgende Fassung: 

„§ 36 

Das Amt des Notars erlischt durch 

1. Tod, 

2. Entlassung (§ 36 a), 

3. Wegfall der Zulassung als Rechtsanwalt im 
Falle des § 7, 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
14. unverändert 


15. Nach § 32 werden folgende Vorschriften einge- 
♦ fügt: 

„§ 32 a 

Absatz 1 entfällt 


(2) unverändert 


§ 32 b 

Der Notar hat dem ihm von Amts wegen be- 
stellten Vertreter (§ 30 Abs. 2) eine angemes- 
sene Vergütung zu zahlen." 

16. unverändert 


17. unverändert 


18. unverändert 


19. § 36 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 36 . . 

Das Amt des Notars erlischt durch 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. Wegfall der Zulassung als Rechtsanwalt im 
Falle des § 3 Abs. 2 
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3a. Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft 
im Falle des § 3 Abs. 3, 

4. Amts Verlust infolge strafgerichtlicher Ver- 4. unverändert 

urteilung (§ 37), 

5. Amtsenthebung (§ 38), 5. unverändert 

6. Entfernuna aus dem Amt durch disziplinär- 6. unverändert 


gerichtliches Urteil (§ 70)." 

20. Nach § 36 wird folgender § 36 a eingefügt: 

♦ 

„§ 36 a 

Der Notar kann jederzeit seine Entlassung aus 
dem Amt verlangen. Das Verlangen muß der 
Landesjustizverwaltung schriftlich erklärt wer- 
den. Die Entlassung ist von der Landesjustiz- 
verwaltung für den beantragten Zeitpunkt aus- 
zusprechen." 

21. § 37 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 37 

Eine strafgerichtliche Verurteilung hat für den 
Notar den Amtsverlust in gleicher Weise zur 
Folge wie für einen Landesjustizbeamten." 

22. § 38 erhält folgende Fassung: 

.§ 38 

(1) Der Notar ist seines Amtes zu entheben, 

1. wenn die Voraussetzungen des § 3 
wegfallen oder sich nach der Bestel- 
lung herausstellt, daß diese Vorausset- 
zungen zu Unrecht als vorhanden an- 
genommen wurden; 

2. wenn eine der Voraussetzungen vor- 
liegt, unter denen die Ernennung eines 
Landesjustizbeamten nichtig ist, für 
nichtig erklärt oder zurückgenommen 
werden muß; 

3. wenn er sich weigert, den in § 14 vor- 
geschriebenen Amtseid zu leisten; 

4. wenn er ein besoldetes Amt übernimmt 
und die Zulassung nach § 9 Abs. 1 
Satz 2 im Zeitpunkt der Entschließung 
der Landesjustizverwaltung über die 
Amtsenthebung nicht vorliegt; 


20. unverändert 


21. unverändert 


22. § 38 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 38 

(1) Der Notar ist seines Amtes zu entheben, 

1. wenn die Voraussetzungen des § 5 
wegfallen oder sich nach der Bestel- 
lung herausstellt, daß diese Voraus- 
setzungen zu Unrecht als vorhanden 
angenommen wurden; 

2. unverändert 


3. unverändert 

4. unverändert 


5. wenn er durch gerichtliche Anordnung 
in der Verfügung über sein Vermögen 
beschränkt ist; 

6. wenn er infolge eines körperlichen Ge- 
brechens oder wegen Schwäche seiner 
körperlichen oder geistigen Kräfte zur 
ordnungsmäßigen Ausübung seines 
Amtes dauernd unfähig ist; 

7. wenn seine Verhältnisse oder die Art 
seiner Wirtschaftsführung die Interes- 
sen der Rechtsuchenden gefährden. 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. wenn seine wirtschaftlichen Verhält- 
nisse oder die Art seiner Wirtschafts- 
führung die Interessen der Recht- 
suchenden gefährden. 
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(2) Liegt eine der Voraussetzungen vor, unter 
denen die Ernennung eines Landesjustizbeamten 
für nichtig erklärt oder zurückgenommen werden 
kann, so kann auch der Notar seines Amtes ent- 
hoben werden. 

(3) Die Amtsenthebung geschieht durch die 
Landesjustizverwaltung nach Anhörung der 
Notarkammer. Der Notar ist vorher zu hören. In 
den Fällen des Absatzes 1 Nr. 6 und 7 ist die 
Feststellung, ob die Voraussetzungen für die 
Amtsenthebung vorliegen, auf Antrag des No- 
tars durch Entscheidung des Disziplinargerichts 
zu treffen; der Antrag ist nur innerhalb eines 
Monats zulässig, nachdem dem Notar eröffnet 
ist, daß und aus welchem Grunde seine Amts- 
enthebung in Aussicht genommen sei."' 

23. Nach § 39 Abs. 3 wird folgender neuer Absatz 4 

^ eingefügt: 

„(4) Wird der Amtssitz eines Notars in einen 
anderen Amtsgerichtsbezirk innerhalb derselben 
Stadtgemeinde verlegt, so bleiben die Akten und 
Bücher in seiner Verwahrung. Die Siegel und 
Stempel sind nicht abzuliefern.'' 

24. Der bisherige Absatz 4 des § 39 wird Absatz 5 

^ und erhält folgende Fassung: 

„(5) Die Abgabe von Notariatsakten an ein 
Staatsarchiv und die Vernichtung von Notariats- 
akten regelt die Landesjustizverwaltung. Sind 
Notariatsakten an ein Staatsarchiv abgegeben 
worden, so werden Ausfertigungen, vollstreck- 
bare Ausfertigungen und Abschriften, wenn es 
sich um Urkunden eines noch in seinem Amt 
befindlichen Notars oder um Urkunden handelt, 
die auf Grund des Absatzes 1 Satz 2 einem an- 
deren Notar zur Verwahrung übergeben waren, 
vom Notar, sonst von dem Amtsgericht erteilt, 
in dessen Bezirk der Notar seinen Sitz hatte. 
Die Vorschriften des § 34 Abs. 4 und 5 dieses 
Gesetzes sowie des § 797 Abs. 3 der Zivilprozeß- 
ordnung gelten entsprechend." 

25. § 40 wird gestrichen. 

♦ 

26. § 41 erhält folgende Fassung: 

,§ 41 

(1) Ein zur hauptberuflichen Amtsausübung 
bestellter Notar darf sich nach Erlöschen seines 
Amtes „Notar" mit dem Zusatz „außer Dienst 
(a. D.)" nennen. Das gleiche gilt für einen An- 
waltsnotar, soweit ihm die Führung der Bezeich- 
nung „Rechtsanwalt außer Dienst" gestattet ist. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
(2) unverändert 


(3) unverändert 


23. unverändert 


24. unverändert 


25. unverändert 

26. § 41 erhält folgende Fassung: 

♦ 

,§ 41 

(1) Mit dem Erlöschen des Amtes verliert der 
Notar die Befugnis, die Bezeichnung „Notar" zu 
führen. Die Bezeichnung darf auch nicht mit 
einem auf das Erlöschen des Amtes hinweisen- 
den Zusatz geführt werden. 

(1 a) Ist das Amt eines zur hauptberuflichen 
Amtsausübung bestellten Notars durch Entlas- 
sung (§ 33 a) oder durch Amtsenthebung aus den 
in § 38 Abs. 1 Nr. 6 bezeichneten Gründen er- 
loschen, so kann die Landesjustizverwaltung 
dem früheren Notar die Erlaubnis erteilen, seine 
Amtsbezeichnung „Notar" mit dem Zusatz 
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(2) Die Landesjustizverwaltung kann die Füh- 
rung der Bezeichnung „Notar außer Dienst" un- 
tersagen, wenn das Amt des Notars aus den 
in § 36 Nr. 4 bis 6 bezeichneten Gründen er- 
loschen ist oder wenn Umstände vorliegen, die 
bei einem Notar das Erlöschen des Amtes aus 
diesen Gründen nach sich ziehen würden. Wird 
bei einem früheren Anwaltsnotar die Erlaubnis, 
die Bezeichnung „Rechtsanwalt außer Dienst" 
zu führen, zurückgenommen, so erlischt auch die 
Befugnis, sich „Notar außer Dienst" zu nennen.' 


27. Nach § 41 wird folgender § 41 a eingefügt: 

♦ 

„§ 41 a 

(1) Ist das Amt eines zur hauptberuflichen 
Amtsausübung bestellten Notars erloschen oder 
ist sein Amtssitz verlegt worden, so bedarf ein 
anderer an dem Amtssitz bereits ansässiger No- 
tar der Genehmigung der Landesjustizverwal- 
tung, wenn er seine Geschäftsstelle in Räume 
des ausgeschiedenen Notars verlegen oder einen 
in einem besonderen Vertrauensverhältnis ste- 
henden Angestellten in seine Geschäftsstelle 
übernehmen will. 

(2) Die Gültigkeit der aus Anlaß der Über- 
nahme oder Anstellung abgeschlossenen Rechts- 
geschäfte wird durch einen Verstoß gegen die 
Vorschrift des Absatzes 1 nicht berührt." 

28. § 42 erhält folgende Fassung: 

„§ 42 

(1) Der Notar kann von der Aufsichtsbehörde 
vorläufig seines Amtes enthoben werden, 

1. wenn gegen ihn ein Entmündigungs- 
verfahren eingeleitet ist; 

2. wenn sie die Voraussetzungen des § 38 
für gegeben hält; 

3. wenn er sich länger als zwei Monate 
ohne Zustimmung der Aufsichtsbe- 
hörde außerhalb seines Amtssitzes auf- 
hält. 

(2) Ein Notar, der zugleich Rechtsanwalt ist, 
kann auch ohne Einleitung eines förmlichen 
Disziplinarverfahrens vorläufig seines Amtes 
enthoben werden, wenn gegen ihn ein ehrenge- 
richtliches Verfahren nach der Bundesrechtsan- 
waltsordnung eingeleitet worden ist. Die 
Vorschriften über die vorläufige Amtsenthebung 
nach Einleitung eines förmlichen Disziplinarver- 
fahrens gelten entsprechend. 


Beschlüsse des 12. A u s s c h u s s e s 

„außer Dienst (a. D.)" weitei zuführen. Das 

gleiche gilt für einen Anwaltsnotar, sofern ihm 
nach Verzicht seiner Rechte aus der Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft die Erlaubnis erteilt wor- 
den ist, sich weiterhin Rechtsanwalt zu nennen. 

(2) Die Landesjustizverwaltung kann die Er- 
laubnis zur Führung der Bezeichnung „Notar 
außer Dienst" zurücknehmen, wenn Umstände 
vorliegcn, die bei einem Notar das Erlöschen 
des Amtes aus den in § 36 Nr. 4 und 6 oder 
in § 38 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 und 7 bezeichneten 
Gründen nach sich ziehen würden. Vor der Zu- 
rücknahme ist der frühere Notar zu hören. Wird 
bei einem früheren Anwaltsnotar die Erlaubnis, 
sich weiterhin Rechtsanwalt zu nennen, zurück- 
genommen, so erlischt zugleich die Befugnis, sich 
„Notar außer Dienst" zu nennen.' 

27. unverändert 


28. § 42 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 42 

(1) unverändert 


(2) Ein Notar, der zugleich Rechtsanwalt ist, 
kann auch ohne Einleitung eines förmlichen 
Disziplinarverfahrens durch das Disziplinarge- 
richt vorläufig seines Amtes enthoben werden, 
wenn gegen ihn ein ehrengerichtliches Verfah- 
ren nach der Bundesrechtsanwaltsordnung einge- 
leitet worden ist. Die Vorschriften über die vor- 
läufige Amtsenthebung nach Einleitung eines 
förmlichen Disziplinarverfahrens gelten entspre- 
chend. 
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(3) Die Wirkungen der vorläufigen Amtsent- 
hebung treten kraft Gesetzes ein, 

1. wenn gegen einen Notar im Strafver- 
fahren die Untersuchungshaft verhängt 
ist für deren Dauer; 

2. wenn gegen einen Notar, der zugleich 
Rechtsanwalt ist, ein Berufs- oder Ver- 
tretungsverbot verhängt ist, für dessen 
Dauer. 

(4) Die Vorschriften über die vorläufige Amts- 
enthebung eines Notars nach Einleitung eines 
Disziplinarverfahrens bleiben unberührt." 

29. Nach § 43 werden folgende Vorschriften einge- 
fügt: 

„§ 43 a 

(1) Ist das Amt eines zur hauptberuflichen 
Amtsausübung bestellten Notars erloschen oder 
ist sein Amtssitz verlegt worden oder übt im 
Falle des § 9 Abs. 1 Satz 2 ein zur hauptberuf- 
lichen Amtsausübung bestellter Notar sein Amt 
nicht persönlich aus, so soll in der Regel an 
seiner Stelle bis zur Bestellung eines neuen 
Notars ein Notarassessor oder eine sonstige 
zum Amt eines Notars befähigte Person damit 
betraut werden, das Amt des Notars vorüber- 
gehend wahrzunehmen (Notariatsverweser). Ist 
ein Notar vorläufig seines Amtes enthoben, so 
kann ein Notariatsverweser bestellt werden, 
wenn die Bestellung eines Notarvertreters 
(§ 30 Abs. 2 Satz 1) nicht zweckmäßig erscheint. 

(2) Ist ein Anwaltsnotar durch Erlöschen des 
Amtes ausgeschieden, so kann an seiner Stelle 
zur Abwicklung der Notariatsgeschäfte bis zur 
Dauer eines Jahres ein Notariatsverweser be- 
stellt werden, wenn hierfür ein Bedürfnis be- 
steht. Innerhalb der ersten drei Monate ist der 
Notariatsverweser berechtigt, auch neue No- 
tariatsgeschäfte vorzunehmen. Wird zur Abwick- 
lung der Anwaltskanzlei ein Abwickler bestellt, 
so kann dieser auch mit der Abwicklung dei 
Notariatsgeschäfte als Notariatsverweser betraut 
werden. 

(3) Notarassessoren sind verpflichtet, das 
Amt eines Notariatsverwesers zu übernehmen. 

§ 43 b 

(1) Der Notariatsverweser untersteht, soweit 
nichts anderes bestimmt ist, den für die Notare 
geltenden Vorschriften. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

(2 a) Wird ein Notar, der zugleich Rechtsan- 
walt ist, nach Einleitung eines Disziplinarverfah- 
rens vorläufig seines Amtes als Notar enthoben, 
so kann das Disziplinargericht gegen ihn ein Be- 
rufs- oder Vertretungsverbot verhängen, wenn 
zu erwarten ist, daß im Disziplinarverfahren ge- 
gen ihn auf Entfernung aus dem Amt (§ 70 
Abs. 1) erkannt werden wird. 

(3) Die Wirkungen der vorläufigen Amtsent- 
hebung treten kraft Gesetzes ein, 

1. unverändert 


2. wenn gegen einen Notar, der zugleich 
Rechtsanwalt ist, ein Berufs- oder Ver- 
tretungsverbot nach § 150 der Bundes- 
rechtsanwaltsordnung verhängt ist, für 
dessen Dauer. 

(4) unverändert 


29. Nach § 43 werden folgende Vorschriften einge- 
♦ fügt: 

„§ 43 a 

(1) Ist das Amt eines zur hauptberuflichen 
Amtsdusübung bestellten Notars erloschen oder 
ist sein Amtssitz verlegt worden oder übt im 
Falle des § 9 Abs. 1 Satz 2 ein zur hauptberuf- 
lichen Amtsausübung bestellter Notar sein Amt 
nicht persönlich aus, so soll in der Regel an 
seiner Stelle ein Notarassessor oder eine son- 
stige zum Amt eines Notars befähigte Person da- 
mit betraut werden, das Amt des Notars vor- 
übergehend Währzunehmen (Notariatsverweser). 
Ist ein Notar vorläufig seines Amtes enthoben, 
so kann ein Notariatsverweser bestellt werden, 
wenn die Bestellung eines Notarvertreters (§ 30 
Abs. 2 Satz 1) nicht zweckmäßig erscheint. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 43 b 

unverändert 
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(2) Der Notariatsverweser wird von der Lan- 
desjustizverwaltung durch Aushändigung einer 
Bestallungsurkunde bestellt. Er hat, sofern er 
nicht schon als Notar vereidigt ist, vor der Über- 
nahme seines Amtes vor dem Präsidenten des 
Landgerichts den Amtseid (§ 14) zu leisten. § 31 
Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend. 


§ 43 c 

(1) Der Notariatsverweser übernimmt die Ak- 
ten und Bücher des Notars, an dessen Stelle er 
bestellt ist, sowie die dem Notar amtlich über- 
gebenen Urkunden und Wertgegenstände; sind 
bei der Bestellung des Notariatsverwesers die 
Akten und Bücher bereits von dem Amtsgericht 
in Verwahrung genommen (§ 39 Abs. 1 Satz 1), 
so sind sie in der Regel zurückzugeben. 

(2) Der Notariatsverweser führt die von dem 
Notar begonnenen Amtsgeschäfte fort. Die Ko- 
stenforderungen stehen dem Notariatsverweser 
zu, soweit sie nach Übernahme der Geschäfte 
durch ihn fällig werden. Er muß sich jedoch im 
Verhältnis zum Kostenschuldner die vor der 
Übernahme der Geschäfte an den Notar gezahl- 
ten Vorschüsse anrechnen lassen. 

(3) Soweit die Kostenforderungen dem ausge- 
schiedenen Notar oder dessen Rechtsnachfolger 
zustehen, erteilt der Notariatsverweser die voll- 
streckbare Ausfertigung der Kostenberechnung 
(§ 155 der Kostenordnung); lehnt er die Ertei- 
lung ab, so steht dem Notar oder dessen Rechts- 
nachfolger die Beschwerde nach § 156 der Ko- 
stenordnung zu. Ist dem Notar ein anderer 
Amtssitz zugewiesen, so bleibt er neben dem 
Notariatsverweser zur Erteilung der vollstreck- 
baren Ausfertigung befugt. Der Notariatsver- 
weser hat ihm Einsicht in die Bücher und Akten 
zu gewähren; die dadurch entstehenden Kosten 
trägt der Notar. 


§ 43 d 

(1) Der Notariatsverweser führt sein Amt auf 
Rechnung der Notarkammer gegen eine von 
dieser im voraus festzusetzende angemessene 
Vergütung. Er hat mit der Notarkammer, so- 
weit nicht eine andere Abrede getroffen wird, 
monatlich abzurechnen. Führt er die der Notar- 
kammer zukommenden Beträge nicht ab, so 
können diese wie rückständige Beiträge beige- 
trieben werden. 

(2) Die Bezüge des Notariatsverwesers sind 
nur in den Grenzen des § 850 der Zivilprozeß- 
ordnung pfändbar. 

(3) Die Notarkammer kann ein Aufrechnungs- 
oder Zurückbehaltungsrecht an den Bezügen des 
Notariatsverwesers nur insoweit geltend ma- 
chen, als diese pfändbar sind oder als sie einen 
Anspruch auf Schadensersatz wegen vorsätz- 
licher unerlaubter Handlung hat. 

(4) Die Notarkammer kann im Einzelfalle eine 
von Absatz 1 Satz 1 und 2 abweichende Rege- 


u n V 


(1) unverände 


Absatz 2 entfällt 


(3) unverände 


(4) unverände 


12. Ausschusses 


§ 43 c 

^rändert 


§ 43 d 
r t 


r t 
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lung treffen. Absatz 3 ist in diesem Falle nicht 
anwendbar. 

§ 43 e 

Die Überschüsse aus den auf Rechnung der 
Notarkammer geführten Notariatsverweser- 
schaften müssen ausschließlich zugunsten der 
Fürsorge für die Berufsangehörigen und ihre 
Hinterbliebenen verwendet werden. 

§ 43 f 

(1) Für eine Amtspflichtverletzung des Nota- 
riatsverwesers haftet die Notarkammer dem Ge- 
schädigten neben dem Notariatsverweser als 
Gesamtschuldner; im Verhältnis zwischen der 
Notarkammer und dem Notariatsverweser ist 
dieser allein verpflichtet. Das gleiche gilt, so- 
weit der Notariatsverweser nach § 35 oder § 21 
Abs. 2 für Amtspflichtverletzungen eines Ver- 
treters oder eines Notarassessors haftet. 

(2) Die Notarkammer hat sich und den Nota- 
riatsverweser gegen Verluste aus der Haftung 
nach Absatz 1 durch Abschluß einer Haftpflicht- 
versicherung zu sichern; die Ansprüche aus der 
Versicherung soll auch der Notariatsverweser 
im eigenen Namen geltend machen können. 

(3) Eine Haftung des Staates für Amtspflicht- 
verletzungen des Notariatsverwesers besteht 
nicht. 

§ 43 g 

Für vermögensrechtliche Streitigkeiten zwi- 
schen der Notarkammer und dem Notariatsver- 
weser, welche die Vergütung, die Abrechnung 
(§ 43 d) oder die Haftung für Amtspflichtverlet- 
zungen betroffen, sind die Landgerichte ohne 
Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstandes 
ausschließlich zuständig. § 32 a Abs. 2 Satz 2 
gilt entsprechend. 

§ 43 h 

(1) Der Notariatsverweser ist verpflichtet, 
einem Beauftragten der Notarkammer Akten 
und Bücher sowie die in seiner Verwahrung be- 
findlichen Urkunden zur Einsicht vorzulegen. 

(2) Die Prüfungsbefugnisse der Aufsichtsbe- 
hörde bleiben unberührt. 

§ 43 i 

(1) Das Amt eines nach § 43 a Abs. 1 bestell- 
ten Notariatsverwesers endigt, wenn ein neuer 
Notar bestellt wird oder der vorläufig seines 
Amtes enthobene Notar sein Amt wieder über- 
nimmt. Die Amtsbefugnis des Notariatsverwe- 
sers dauert fort, bis ihm die Beendigung des 
Amtes von derLandesjustizverv/altung mitgeteilt 
ist. Die Landesjustizverwaltung kann die Be- 
stellung aus wichtigem Grunde vorzeitig wider- 
rufen. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§ 43 e 

unverändert 


§ 43 f 

unverändert 


§ 43 g 

unverändert 


§ 43 h 

unverändert 


§ 43 i 

(1) Das Amt eines nach § 43 a Abs. 1 bestell- 
ten Notariatsverwesers endigt, wenn ein neuer 
Notar bestellt wird oder der vorläufig seines 
Amtes enthobene oder gemäß § 9 Abs. 1 Satz 2 
an der persönlichen Amtsausübung verhinderte 
Notar sein Amt wieder übernimmt. Die Amtsbe- 
fugnis des Notariatsverwesers dauert fort, bis 
ihm die Beendigung des Amtes von der Landes- 
justizverwaltung mitgeteilt ist. Die Landesjustiz- 
verwaltung kann die Bestellung aus wichtigem 
Grunde vorzeitig widerrufen. 
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(2) übernimmt nach der Beendigung des Amtes 
des Notariatsverwesers der frühere Notar das 
Amt wieder oder wird dem neu bestellten Notar 
gemäß § 39 Abs. 1 Satz 2 die Verwahrung der 
Akten und Bücher übertragen, so führt der Notar 
die von dem Notariatsverweser begonnenen 
Amtsgeschäfte fort. Die nach Übernahme des 
Amtes durch den Notar fällig werdenden Kosten- 
forderungen stehen diesem zu. Er muß sich 
jedoch im Verhältnis zum Kostenschuldner die 
vor der Übernahme des Amtes an den Notariats- 
verweser gezahlten Vorschüsse anrechnen lassen. 

(3) Die dem Notariatsverweser zustehenden 
Kostenforderungen werden nach der Beendigung 
seines Amtes von der Notarkammer im eigenen 
Namen eingezogen. §§ 154 bis 157 der Kosten- 
ordnung gelten entsprechend. Die Notarkammer 
kann den neu bestellten oder wieder in sein Amt 
eingesetzten Notar damit beauftragen, die aus- 
stehenden Forderungen auf ihre Kosten einzu- 
ziehen." 

30. Der Zweite Teil erhält folgende Überschrift: 

^ „Notarkammern und Bundesnotarkammer" 

31. An die Stelle der §§ 44 bis 64 treten folgende 
Vorschriften: 

„1, Abschnitt 
Notarkammern 

§ 44 

(1) Die Notare, die in einem Oberlandes- 
gerichtsbezirk bestellt sind, bilden eine Notar- 
kammer. Die Landesregierung oder die von ihr 
bestimmte Stelle kann jedoch durch Rechtsver- 
ordnung bestimmen, daß mehrere Oberlandes- 
gerichtsbezirke oder Teile von Oberlandes- 
gerichtsbezirken oder ein Oberlandesgerichts- 
bezirk mit Teilen eines anderen Oberlandes- 
gerichtsbezirks den Bezirk einer Notarkammer 
bilden. 

(2) Die Notarkammer hat ihren Sitz am Ort 
des Oberlandesgerichts. Im Falle des Absatzes 1 
Satz 2 bestimmt die Landesregierung oder die 
von ihr bestimmte Stelle den Sitz der Notar- 
kammer. 

§ 45 

(1) Die Notarkammer ist eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts. Die Satzung der Notarkam- 
mer und ihre Änderungen werden von der Ver- 
sammlung der Kammer beschlossen; sie bedür- 
fen der Genehmigung der Landesjustizverwal- 
tung. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

(1 a) Das Amt eines nach § 43 a Abs. 2 bestell- 
ten Notariatsverwesers endigt mit Ablauf des 
Zeitraums, für den er bestellt ist. Absatz 1 Satz 3 
gilt entsprechend. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


30. unverändert 


31. An die Stelle der §§ 44 bis 64 treten folgende 
^ Vorschriften: 

„1. Abschnitt 
Notarkammern 

§ 44 

unverändert 


§ 45 

(1) unverändert 
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(2) Die Landesjustizverwaltung führt die 
Staatsaufsicht über die Notarkammer. Die Auf- 
sicht erstreckt sich darauf, daß Gesetz und Sat- 
zung beachtet, insbesondere die der Notarkam- 
mer übertragenen Aufgaben erfüllt werden. 

(3) Am Schlüsse des Geschäftsjahrs legt die 
Notarkammer der Landesjustizverwaltung einen 
Bericht über ihre Tätigkeit im abgelaufenen Jahr 
und über die Lage der im Bereich der Kammer 
tätigen Notare und Notarassessoren vor. 

§ 45 a 

(1) Die Notarkammer vertritt die Gesamtheit 
der in ihr zusammengeschlossenen Notare. Sie 
hat über Ehre und Ansehen ihrer Mitglieder zu 
wachen, die Aufsichtsbehörden bei ihrer Tätig- 
keit zu unterstützen, die Pflege des Notariats- 
rechts zu fördern und für eine gewissenhafte 
und lautere Berufsausübimg der Notare und 
Notarassessoren zu sorgen.“ 

(2) Außer den ihr durch Gesetz zugewiesenen 
Aufgaben obliegt ihr, 

1. Fürsorgeeinrichtungen zu unterhalten-, 

2. Mittel für die berufliche Fortbildung 
der Notare, ihrer Hilfskräfte und der 
Notarassessoren sowie für sonstige ge- 
meinsame Lasten des Berufsstandes 
bereitzustellen; 

3. die Ausbildung der Hilfskräfte der 
Notare zu regeln; 

4. an den Aufgaben der Gesetzgebung 
des Landes und an der Gestaltung und 
Durchführung der Rechtspflege inner- 
halb des Landes gutachtlich mitzu- 
arbeiten. 


siehe Absatz 2 Mr. 1 


(3) Die Notarkammer hat ferner Gutachten zu 
erstatten, die die Landesjustizverwaltung, ein 
Gericht oder eine Verwaltungsbehörde des Lan- 
des in Angelegenheiten der Notare anfordert. 

§ 46 

Die Organe d^er Notarkammer sind der Vor- 
stand und die Versammlung der Kammer. 

§ 46 a 

(1) Der Vorstand nimmt, unbeschadet der Vor- 
schrift des § 47, die Befugnisse der Notarkammer 
wahr. In dringenden Fällen beschließt er an 
Stelle der Versammlung der Kammer, deren Ge- 
nehmigung nachzuholen ist. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

(2) Die Landesjustizverwaltung führt die 
Staatsaufsicht über die Notarkammer. Die Auf- 
sicht beschränkt sich darauf, daß Gesetz und 
Satzung beachtet, insbesondere die der Notar- 
kammer übertragenen Aufgaben erfüllt werden. 

(3) unverändert 


§ 45 a 

(1) unverändert 


(2) Außer den der Notarkammer durch Gesetz 
zugewiesenen Aufgaben obliegt ihr, 

Nummer 1 entfällt hier 

siehe Absatz 2 a Nr. 1 

2. Mittel für die berufliche Fortbildung 
der Notare, ihrer Hilfskräfte und der 
Notarassessoren sowie für sonstige ge- 
meinsame Lasten des Berufsstandes 
bereitzustellen; 

3. die Ausbildung und Prüfung der Hilfs- 
kräfte der Notare zu regeln; 

Nummer 4 entfällt 


(2 a) Die Notarkammer kann 

1. Fürsorgeeinrichtungen, 

2. nach näherer Regelung durch die Lan- 
desgesetzgebung Versorgungseinrich- 
tungen 

unterhalten. 

(3) unverändert 


§ 46 

unverändert 

§ 46 a 

unverändert 
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(2) Der Vorstand besteht aus dem Präsiden- 
ten, seinem Stellvertreter und weiteren Mitglie- 
dern. Die Mitglieder des Vorstands werden von 
der Versammlung der Kammer auf vier Jahre 
gewählt. 

(3) Sind in dem Bezirk einer Notarkammer zur 
hauptberuflichen Amtsausübung bestellte Notare 
und Anwaltsnotare bestellt, so müssen der Prä- 
sident und mindestens die Hälfte der übrigen 
Mitglieder des Vorstands zur hauptberuflichen 
Amtsausübung bestellte Notare sein. 

§ 47 

(1) Der Präsident vertritt die Kammer gericht- u n v e 

lieh und außergerichtlich. 

(2) Der Präsident vermittelt den geschäftlichen 
Verkehr der Kammer und des Vorstands. 

(3) Der Präsident führt in den Sitzungen des 
Vorstands und in der Versammlung der Kammer 
den Vorsitz. 

(4) Durch die Satzung können dem Präsiden- 
ten weitere Aufgaben übertragen werden. 

§ 47 a 

(1) Die Versammlung der Kammer wird durch un ve 

den Präsidenten einberulen. 

(2) Der Präsident muß die Versammlung der 
Kammer alljährlich einmal einberufen. Er muß 
sie ferner einberufen, wenn ein Zehntel der Mit- 
glieder es schriftlich beantragt und hierbei den 
Gegenstand angibt, der in der Versammlung be- 
handelt werden soll, 

(3) Die Versammlung ist mindestens zwei 
Wochen vor dem Tage, an dem sie stattfinden 
soll, schriftlich oder durch öffentliche Einladung 
in den Blättern, die durch die Satzung bestimmt 
sind, unter Angabe der Tagesordnung einzu- 
berufen. Der Tag, an dem die Einberufung ab- 
gesandt ist, und der Tag der Versammlung sind 
hierbei nicht mitzurechnen. In dringenden Fäl- 
len kann der Präsident die Versammlung mit 
kürzerer Frist einberufen. 

(4) Der Versammlung obliegt insbesondere, 

1. die Höhe und die Fälligkeit der Bei- 
träge zu bestimmen; 

2. die Mittel zu bewilligen, die erforder- 
lich sind, um den Aufwand für die ge- 
meinschaftlichen Angelegenheiten zu 
bestreiten; 

3. die Abrechnung des Vorstands über 
die Einnahmen und Ausgaben der Kam- 
mer sowie über die Verwaltung des 
Vermögens zu prüfen und über die 
Entlastung zu beschließen. 


12. Ausschusses 


§ 47 

rändert 


47 a 

rändert 
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§ 48 

Die näheren Bestimmungen über die Organe u n v 

der Notarkammer und ihre Zuständigkeiten trifft 
die Satzung. 

§ 48 a 

(1) Der Vorstand kann einen besoldeten Ge- 
schäftsführer bestellen, der nicht Notar zu sein 
braucht. 

(2) Die Aufgaben des Geschäftsführers werden 
durch den Vorstand bestimmt. 

§ 49 

(1) Die Notarkammer erhebt von den Notaren unv 

Beiträge, soweit dies zur Erfüllung ihrer Auf- 
gaben erforderlich ist, 

(2) Rückständige Beiträge können auf Grund 
einer von dem Präsidenten der Notarkammer 
ausgestellten, mit der Bescheinigung der Voll- 
streckbarkeit und dem Siegel der Kammer ver- 
sehenen Zahlungsaufforderung nach den Vor- 
schriften über die Vollstreckung der Urteile in 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten eingezogen 
werden. 

§ 50 

(1) Die Notarkammer kann in Ausübung ihrer unv 

Befugnisse von den Notaren und Notarassesso- 
ren Auskünfte und das persönliche Erscheinen 

vor den zuständigen Organen der Kammer ver- 
langen. 

(2) Die Notarkammer kann zur Erzwingung 
der den Notaren oder Notarassessoren nach Ab- 
satz 1 obliegenden Pflicht zur Auskunft und 
zum persönlichen Erscheinen nach vorheriger 
schriftlicher Androhung Ordnungsstrafen bis 
dreihundert Deutsche Mark festsetzen. Die Ord- 
nungsstrafen fließen zur Kasse der Notarkam- 
mer; sie werden wie rückständige Beiträge bei- 
getrieben. 

§ 51 

(1) Die Notarkammer ist befugt, Notaren und unv 

Notarassessoren bei Ordnungswidrigkeiten 

leichterer Art eine Ermahnung auszusprechen. 

(2) Die Ermahnung ist zu begründen. Sie ist 
der Aufsichtsbehörde mitzuteilen. Das Recht der 
Aufsichtsbehörden zu Maßnahmen im Aufsichts- 
wege oder im Disziplinarwege bleibt unberührt, 

Macht die Aufsichtsbehörde von diesem Recht 
Gebrauch, so erlischt die Befugnis der Notar- 
kammer; eine bereits ausgesprochene Ermah- 
nung wird unwirksam. 

(3) über Gegenvorstellungen des Notars oder 
Notarassessors entscheiden die Aufsichtsbehör- 
den. 


s 12. Ausschusses 
§ 48 

erändert 

§ 48 a 

entfällt 


§ 49 

erändert 


§ 50 

erändert 


§ 51 

erändert 
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2. Abschnitt 
Bundesnotarkammer 

§ 52 

(1) Die Notarkammern werden zu einer Bum 
desnotarkammer zusammengeschlossen. 

(2) Der Sitz der Bundesnotarkammer wird 
durch ihre Satzung bestimmt. 

§ 53 

(1) Die Bundesnotarkammer ist eine Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts. 

(2) Der Bundesminister der Justiz führt die 
Staatsaufsicht über die Bundesnotarkammer. Die 
Aufsicht erstreckt sich darauf, daß Gesetz und 
Satzung beachtet, insbesondere die der Bundes- 
notarkammer übertragenen Aufgaben erfüllt 
werden. 

(3) Die Satzung der Bundesnotarkammer und 
ihre Änderungen, die von der Vertreterver- 
sammlung beschlossen werden, bedürfen der Ge- 
nehmigung des Bundesministers der Justiz. 

§ 54 

Die Bundesnotarkammer hat die ihr durch Ge- 
setz zugewiesenen Aufgaben zu erfüllen. Sie hat 
insbesondere 

l.in Fragen, welche die Gesamtheit der 
Notarkammern angehen, ^ die Auffassung 
der einzelnen Notarkammern zu ermitteln 
und im Wege gemeinschaftlicher Aus- 
sprache die Auffassung der Mehrheit fest- 
zustellen; 

2. in allen die Gesamtheit der Notarkammern 
berührenden Angelegenheiten die Auffas- 
sung der Bundesnotarkammer den zustän- 
digen Gerichten und Behörden gegenüber 
zur Geltung zu bringen; 

3. die Gesamtheit der Notarkammern gegen- 
über Behörden und Organisationen zu ver- 
treten; 

4. an den Aufgaben der Gesetzgebung des 
Bundes und an der Gestaltung und Durch- 
führung der Rechtspflege innerhalb des 
Bundes gutachtlich mitzuarbeiien; 

5. Gutachten zu erstatten, die eine an der Ge- 
setzgebung beteiligte Behörde oder Körper- 
schaft des Bundes oder ein Bundesgericht in 
Angelegenheiten der Notare anfordert; 

6. durch Beschluß der Vertreterversammlung 
allgemeine Richtlinien für die Berufsaus- 
übung der Notare aufzustellen. 


§ 55 

Die Organe der Bundesnotarkammer sind das 
Präsidium und die Vertreterversammlung. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

2. Abschnitt 
Bundesnotarkammer 

§ 52 

unverändert 


§ 53 

(1) unverändert 

(2) Der Bundesminister der Justiz führt die 
Staatsaufsicht über die Bundesnotarkammer. Die 
Aufsicht beschränkt sich darauf, daß Gesetz und 
Satzung beachtet, insbesondere die der Bundes- 
notarkammer übertragenen Aufgaben erfüllt 
werden. 

(3) unverändert 


§ 54 

Die Bundesnotarkammer hat die ihr durch Ge- 
setz zugewiesenen Aufgaben zu erfüllen. Sie hat 
insbesondere 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 

Nummer 4 entfällt 


5. unverändert 


6. unverändert 

7. Richtlinien für die Ausbildung der Hilfs- 
kräfte der Notare aufzustellen. 

§ 55 

unverändert 
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Beschlüsse des 


§ 56 

Das Präsidium besteht aus dem Präsidenten, 
zwei Stellvertretern und vier weiteren Mitglie- 
dern. Der Präsident, ein Stellvertreter und zwei 
weitere Mitglieder müssen zur hauptberuflichen 
Amtsausübung bestellte Notare, ein Stellver- 
treter des Präsidenten und zwei Mitglieder An- 
waltsnotare sein. 


§ 57 

(1) Das Präsidium wird von der Vertreterver- 
sammlung gewählt. Wählbar ist jedes Mitglied 
der Vertreterversammlung. 

(2) Die Mitglieder des Präsidiums werden auf 
vier Jahre gewählt. Scheidet ein Mitglied vor- 
zeitig aus, so ist in der auf sein Ausscheiden 
folgenden Vertreterversammlung für den Rest 
seiner Wahlzeit ein neues Mitglied zu wählen. 

§ 58 

(1) Der Präsident vertritt die Bundesnotar- 
kammer gerichtlich und außergerichtlich. 

(2) In den Sitzungen des Präsidiums führt der 
Präsident den Vorsitz. 

(3) Das Präsidium erstattet dem Bundesmini- 
ster der Justiz jährlich einen schriftlichen Bericht 
über die Tätigkeit der Bundesnotarkammer und 
des Präsidiums. Es zeigt ihm ferner das Ergebnis 
der Wahlen zum Präsidium an. 

§ 59 

(1) Die Bundesnotarkammer faßt ihre Be- 
schlüsse regelmäßig auf Vertreterversammlun- 
gen. 

(2) Die der Bundesnotarkammer in § 54 Nr. 4 
und 5 zugewiesenen Aufgaben erledigt das Prä- 
sidium nach Anhörung der Vertreterversamm- 
lung. In dringenden Fällen kann die Anhörung 
unterbleiben; die Mitglieder sind jedoch unver- 
züglich von den getroffenen Maßnahmen zu 
unterrichten. 

§ 60 

Die Notarkammern werden in der Vertreter- 
versammlung durch ihre Präsidenten oder durch 
ein anderes Mitglied vertreten. 

§ 61 

(1) Die Vertreterversammlung wird durch den 
Präsidenten einberufen. Er führt den Vorsitz in 
der Versammlung. Der Präsident muß sie ein- 
berufen, wenn das Präsidium oder mindestens 
drei Notarkammern es beantragen. Der Antrag 
der Notarkammern soll schriftlich gestellt wer- 
den und den Gegenstand angeben, der in der 
Vertreterversammlung behandelt werden soll. 

(2) In dringenden Fällen kann der Präsident 
die Vertreterversammlung mit einer kürzeren 
als der in der Satzung für die Einberufung vor- 


u n V e 


u R V e 


u n V e 


u n V e 


u n V 


u n V 


12. Ausschusses 
§ 56 

rändert 


§ 57 

rändert 


§ 58 

rändert 


§ 59 

rändert 


§ 60 

rändert 

§ 61 

rändert 


27 



Drucksache 2128 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf 

gesehenen Frist einberufen. Der Gegenstand, 
über den Beschluß gefaßt werden soll, braucht 
in diesem Fall nicht angegeben zu werden. 

(3) Beschlüsse der Vertreterversammlung kön- 
nen auch schriftlich oder telegrafisch gefaßt 
werden, wenn nicht mehr als drei Notarkam- 
mern widersprechen. 

§ 62 

(1) In der Vertreterversammlung hat jede 
Notarkammer eine Stimme. Im Falle des § 44 
Abs. 1 Satz 2 hat die Notarkammer so viele Stim- 
men, als sie Oberlandesgerichtsbezirke oder 
Teile von Oberlandesgerichtsbezirken umfaßt; 
jedoch bleibt hierbei ein Teil eines Oberlandes- 
gerichtsbezirks außer Betracht, wenn die Zahl 
der in ihm zugelassenen Notare geringer ist als 
die Zahl der Notare, die in einem nicht zu der- 
selben Notarkammer gehörigen Teil des Ober- 
landesgerichtsbezirks zugelassen sind. 

(2) Zu den Versammlungen können von jeder 
Notarkammer so viele Notare entsandt werden, 
wie die Notarkammer Stimmen hat. Zu den Ver- 
sammlungen können darüber hinaus auch Notare 
zur gutachtlichen Äußerung zu einzelnen Fragen 
zugelassen werden. 

(3) Die Vertreterversammlung faßt ihre Be- 
schlüsse, soweit in diesem Gesetz oder in der 
Satzung nichts anderes bestimmt ist, mit der ein- 
fachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vor- 
sitzenden den Ausschlag; bei Wahlen entscheidet 
das Los. 

(4) Die Ausführung von Beschlüssen unter- 
bleibt, wenn ihr eine Mehrheit von mindestens 
drei Vierteln der Vertreter, die hauptberufliche 
Notare sind, oder von mindestens drei Vierteln 
der Vertreter, die Anwaltsnotare sind, wider- 
spricht. 

§ 63 

Das Präsidium hat der Vertreterversammlung 
über alle wichtigen Angelegenheiten zu berich- 
ten oder durch den Geschäftsführer berichten zu 
lassen. 

§ 64 

Die Mitglieder des Präsidiums und der Ver- 
treterversammlung sind ehrenamtlich tätig. 

§ 64 a 

Die näheren Bestimmungen über die Organe 
der Bundesnotarkammer und ihre Befugnisse 
trifft die Satzung. 

§ 64 b 

Das Präsidium kann einen besoldeten Ge- 
schäftsführer bestellen, der nicht Notar zu sein 
braucht. Er führt die Geschäfte auf Weisung des 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§ 62 

unverändert 


§ 63 

Das Präsidium hat der Vertreterversammlung 
über alle wichtigen Angelegenheiten zu berich- 
ten. 

§ 64 

unverändert 

§ 64 a 

unverändert 

§ 64 b 

entfällt 
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Präsidiums. Die Vertreterversammlung kann 
jederzeit die Abberufung des Geschäftsführers 
verlangen. 

§ 64 c 

Die Bundesnotarkammer ist befugt, zur Er- 
füllung der ihr durch Gesetz oder Satzung zuge- 
wiesenen Aufgaben von den Notarkammern Be- 
richte und Gutachten einzufordern. 

§ 64d 

(1) Die Bundesnotarkammer erhebt von den 
Notarkammern Beiträge, die zur Deckung des 
persönlichen und sachlichen Bedarfs bestimmt 
sind. 

(2) Die Höhe der Beiträge wird von der Ver- 
treterversammlung festgesetzt. " 


32. § 65 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

^ „3. der Landesjustizverwaltung über sämtliche 
Notare und Notarassessoren des Landes." 

33. § 66 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

^ „(2) Der Notar ist verpflichtet, den Aufsichts- 

behörden oder den von diesen beauftragten 
Richtern Akten, Verzeichnisse und Bücher sowie 
die in seiner Verwahrung befindlichen Urkunden 
zur Einsicht vorzulegen. Zur Durchsicht und Prü- 
fung der Verzeichnisse und Bücher sowie zur 
Prüfung der Kostenrechnungen und Abrechnun- 
gen über Gebührenabgaben und dergleichen dür- 
fen auch Beamte der Justizverwaltung heran- 
gezogen werden; eine Aufsichtsbefugnis steht 
diesen Beamten nicht zu." 

34. § 67 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 67 

Die Aufsichtsbehörden sind befugt, Notaren 
und Notarassessoren bei Ordnungswidrigkeiten 
oder Pflichtverletzungen leichterer Art eine Miß- 
billigung auszusprechen." 

35. Die Überschrift des 2. Abschnitts des Dritten 

^ Teils erhält folgende Fassung: 

„Disziplinarverfahren" 

36. An die Stelle der §§ 69 bis 74 treten die folgen- 
den Vorschriften: 

.§ 69 

Soweit in diesem Gesetz nichts Abweichendes 
bestimmt ist, sind die Disziplinarvorschriften 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§ 64 c 

unverändert 


§ 64 d 

unverändert 


31 a. Die Überschrift des Dritten Teils erhält fol- 
^ Fassung: 

„Dritter Teil 

Aufsicht. Disziplinarverfahren" 

32. unverändert 


33. u n v e r ä n d e rt 


34. unverändert 


35. unverändert 


36. An die Stelle der §§ 69 bis 74 treten die folgen- 
^ den Vorschriften: 

.§ 69 

unverändert 
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entsprechend anzuwenden, die für Landesjustiz- 
beamte gelten. Die in diesen Vorschriften den 
Dienstvorgesetzten zugewiesenen Aufgaben 
nimmt die Aufsichtsbehörde wahr. Die Befug- 
nisse der Einleilungsbehörde oder der ihr 
entsprechenden Dienststelle werden von der 
Landesjustizverwaltung ausgeübt. Zum Unter- 
suchungsführer kann nur ein planmäßiger Rich- 
ter der ordentlichen Gerichtsbarkeit bestellt 
werden. 

§ 70 

(1) Im Disziplinarverfahren können folgende 
Strafen verhängt werden: 

Warnung, 

Verweis, 

Geldbuße, 

Entfernung aus dem Amt. 

Diese Disziplinarstrafen dürfen nicht nebenein- 
ander verhängt werden. 

(2) Gegen einen zur hauptberuflichen Amts- 
ausübung bestellten Notar kann als Disziplinar- 
strafe auch auf Entfernung vom bisherigen Amts- 
sitz erkannt werden. In diesem Falle hat die 
Landesjustizverwaltung dem Notar nach Rechts- 
kraft der Entscheidung, nachdem die Notar- 
kammer gehört worden ist, unverzüglich einen 
anderen Amtssitz zuzuweisen. Neben der Ent- 
fernung vom bisherigen Amtssitz kann auch 
eine Geldbuße verhängt werden. 

(3) Gegen einen Anwaltsnotar kann als Dis- 
ziplinarstrafe auch auf Entfernung aus dem Amt 
auf bestimmte Zeit erkannt werden. In diesem 
Fall darf die erneute Bestellung zum Notar nur 
versagt werden, wenn sich der Notar in der 
Zwischenzeit eines Verhaltens schuldig gemacht 
hat, das ihn unwürdig erscheinen läßt, das Amt 
eines Notars wieder auszuüben. 

(4) Geldbuße kann gegen Notare bis zu fünD 
tausend Deutsche Mark, gegen Notarasses- 
soren bis zu fünfhundert Deutsche Mark ver- 
hängt werden. Beruht die Handlung, wegen der 
ein Notar oder Notarassessor verurteilt wird, 
auf Streben nach Gewinn, so kann auf Geld- 
buße bis zum Doppelten des erzielten Vorteils 
erkannt werden. 

(5) Die Entfernung aus dem Amt (Absatz 1) 
hat bei einem Notar, der als Rechtsanwalt zu- 
gelassen ist, zugleich die Ausschließung aus der 
Rechtsanwaltschaft zur Folge. 

§ 71 

(1) Warnung, Verweis und Geldbuße können 
durch Disziplinarverfügung der Aufsichtsbehör- 
den verhängt werden. 

(2) Geldbußen können vom Präsidenten des 
Landgerichts nicht verhängt werden. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§ 70 

(1) Im Disziplinarverfahren können folgende 
Strafen verhängt werden: 

Warnung, 

Verweis, 

Geldbuße, 

Entfernung aus dem Amt. 

Die Disziplinarstrafen des Verweises und der 
Geldbuße können nebeneinander verhängt wer- 
den. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Geldbuße kann gegen Notare bis zu zehn- 
tausend Deutsche Mark, gegen Notarasses- 
soren bis zu tausend Deutsche Mark verhängt 
werden. Beruht die Handlung, wegen der ein 
Notar oder Notarassessor verurteilt wird, auf 
Gewinnsucht, so kann auf Geldbuße bis zum 
Doppelten des erzielten Vorteils erkannt werden. 

(5) Die Entfernung aus dem Amt (Absatz 1) 
hat bei einem Notar, der zugleich Rechtsanwalt 
ist, zugleich die Ausschließung aus der Rechts- 
anwaltschaft zur Folge. 

§ 71 

unverändert 
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§ 72 

Als Disziplinargerichte für Notare sind im 
ersten Rechtszuge das Oberlandesgericht und im 
zweiten Rechtszuge der Bundesgerichtshof zu- 
ständig. 

§ 73 

Sind in einem Lande mehrere Oberlandes- 
gerichte errichtet, so kann die Landesregierung 
die Aufgaben, die in diesem Gesetz dem Ober- 
landesgericht als Disziplinargericht zugewiesen 
sind, für die Bezirke aller oder mehrerer Ober- 
landesgerichte einem oder einigen der Ober- 
landesgerichte oder dem obersten Landesgericht 
übertragen, wenn dies der Sicherung einer ein- 
heitlichen Rechtsprechung dienlich ist. 


§ 74 

Das Oberlandesgericht entscheidet in Diszipli- 
narsachen gegen Notare in der Besetzung mit 
dem Vorsitzenden, einem Beisitzer, der plan- 
mäßig angestellter Richter ist, und einem Bei- 
sitzer, der Notar ist. 

§ 75 

(1) Der Vorsitzende und sein Stellvertreter, 
die mindestens Senatspräsidenten sein müssen, 
sowie die erforderliche Zahl von Beisitzern, die 
planmäßig angeslellte Richter sein müssen, wer- 
den von dem Präsidium des Oberlandesgerichts 
aus der Zahl der ständigen Mitglieder des Ober- 
landesgerichts auf die Dauer von vier Jahren 
bestellt. Im übrigen gelten §§ 62 bis 67 und 69 
des Gerichtsverfassungsgesetzes entsprechend. 

(2) Die erforderliche Zahl von Beisitzern, die 
Notare sind, wird von der Landesjustizverwal- 
tung auf gutachtlichen Vorschlag des Vorstandes 
der Notarkammer für die Dauer von vier Jah- 
ren ernannt. Die Beisitzer können nach Ablauf 
ihrer Amtszeit wieder berufen werden. Sie dür- 
fen nicht gleichzeitig dem Vorstand der Notar- 
kammer angehören oder bei der Notarkammer 
im Haupt- oder Nebenberuf tätig sein. Umfaßt 
ein Oberlandesgerichtsbezirk mehrere Bezirke 
von Notarkammern oder Teile von solchen Be- 
zirken, so verteilt die Landes Justizverwaltung 
die Zahl der Beisitzer auf die Bezirke der ein- 
zelnen Notarkammern. 


vergleiche § 75 Abs. 2 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
§ 72 

unverändert 


§ 73 

Sind in einem Lande mehrere Oberlandes- 
gerichte errichtet, so kann die Landesregierung 
durch Rechtsverordnung die Aufgaben, die in 
diesem Gesetz dem Oberlandesgericht als Diszi- 
plinargericht zugewiesen sind, für die Bezirke 
aller oder mehrerer Oberlandesgerichte einem 
oder einigen der Oberlandesgerichte oder dem 
obersten Landesgericht übertragen, wenn dies 
der Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung 
dienlich ist. 

§ 74 

unverändert 


§ 75 

(1) Der Vorsitzende und seine Stellvertreter, 
die mindestens Senatspräsidenten sein müssen, 
sowie die richterlichen Beisitzer und ihre Stell- 
vertreter werden von dem Präsidium des Ober- 
landesgerichts aus der Zahl der ständigen Mit- 
glieder des Oberlandesgerichts auf die Dauer 
von vier Jahren bestellt. Im übrigen gelten 
§§ 62 bis 67 und 69 des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes entsprechend. 

Absatz 2 entfällt hier 

verglpiche § 75 a 


§ 75 a 

(1) Die Beisitzer aus den Reihen der Notare 
werden von der Landes] ustiz Verwaltung ernannt. 
Sie werden einer Vorschlagsliste entnommen, 
die der Vorstand der Notarkammer der Landes- 
justizverwaltung einreicht. Die Landes] ustizver- 
waltung bestimmt, welche Zahl von Beisitzern 
erforderlich ist; sie hat vorher den Vorstand der 
Notarkammer zu hören. Die Vorschlagsliste des 
Vorstandes der Notarkammer muß mindestens 
die Hälfte mehr als die erforderliche Zahl von 
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Notaren enthalten. Umfaßt ein Oberlandesgericht 
mehrere Bezirke von Notarkammern oder Teile 
von solchen Bezirken, so verteilt die Landes- 
justizverwaltung die Zahl der Beisitzer auf die 
Bezirke der einzelnen Notarkammern. 

(2) Die Beisitzer dürfen nicht gleichzeitig dem 
Vorstand der Notarkammer angehören oder bei 
der Notarkammer im Haupt- oder Nebenberuf 
tätig sein. 

(3) Zum Beisitzer kann nur ein Notar ernannt 
werden, der das fünfunddreißigste Lebensjahr 
vollendet hat und seit mindestens fünf Jahren 
ohne Unterbrechung als Notar tätig ist. 

(4) Zum Beisitzer kann nicht ernannt werden 
ein Notar, 

1. bei dem die Voraussetzungen für eine 
vorläufige Amtsenthebung gegeben 
sind, 

2. gegen den ein Disziplinarverfahren 
oder, sofern der Notar zugleich als 
Rechtsanwalt zugelassen ist, ein ehren- 
gerichtliches Verfahren eingeleitet ist, 

3. gegen den die öffentliche Klage wegen 
einer strafbaren Handlung, welche die 
Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter zur Folge haben kann, erhoben 
ist, 

4. der in den letzten fünf Jahren in 
einem Disziplinarverfahren oder, sofern 
der Notar zugleich als Rechtsanwalt 
zugelassen ist, in einem ehrengericht- 
lichen Verfahren mit einem Verweis 
oder einer Geldbuße bestraft worden 
ist. 

(5) Die Beisitzer werden für die Dauer von 
vier Jahren ernannt; sie können nach Ablauf 
ihrer Amtszeit wieder berufen werden. Scheidet 
ein Beisitzer vorzeitig aus, so wird für den Rest 
der Amtszeit ein Nachfolger ernannt. 

§ 75 b 

(1) Die Beisitzer aus den Reihen der Notare 
haben als solche während der Dauer ihres Amtes 
alle Rechte und Pflichten eines Berufsrichters. 
Ihr Amt ist ein Ehrenamt. Sie erhalten aus der 
Staatskasse für den mit ihrer Tätigkeit verbun- 
denen Aufwand eine Entschädigung sowie eine 
Reisekostenvergütung. Als Aufwandsentschädi- 
gung wird für jeden Sitzungstag das Eineinhalb- 
fache des in § 153 Abs. 2 Satz 1 und 2 der 
Kostenordnung bestimmten Betrages gewährt. 
Auf die Reisekostenvergütung ist § 153 Abs. 1 
der Kostenordnung entsprechend anzuwenden. 
Die Fahrtkosten sind auch dann zu ersetzen, 
wenn das Oberlandesgericht an dem Ort tagt, an 
dem der Beisitzer seinen Wohnsitz hat. 

(2) Ein Beisitzer ist auf Antrag der Landes- 
justizverwaltung seines Amtes zu entheben, 
wenn ein Umstand eintritt oder bekannt wird. 
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§ 76 

Für die Anfechtung von Entscheidungen des 
Oberlandesgerichts gelten die Vorschriften der 
Bundesdisziplinarordnung über die Anfechtung 
von Entscheidungen der Bundesdisziplinarkam- 
mer entsprechend, 

§ 77 

Der Bundesgerichtshof entscheidet in Diszipli- 
narsachen gegen Notare in der Besetzung mit 
einem Richter als Vorsitzendem, zwei weiteren 
Richtern und zwei Notaren als Beisitzern. 

§ 78 

Der Vorsitzende und sein Stellvertreter, die 
mindestens Senatspräsidenten sein müssen, so- 
wie die richterlichen Beisitzer und ihre Stellver- 
treter werden von dem Präsidium des Bundes- 
gerichtshofs aus der Zahl der ständigen Mitglie- 
der des Bundesgerichtshofs auf die Dauer von 
vier Jahren bestellt. Im übrigen gelten §§ 62 bis 
67 und 69 des Gerichtsverfassungsgesetzes ent- 
sprechend. 

§ 79 

(1) Die Beisitzer aus den Reihen der Notare 
werden von dem Bundesminister der Justiz auf 
die Dauer von vier Jahren ernannt. Sie können 
nach Ablauf ihrer Amtszeit wieder berufen wer- 
den. Sie dürfen nicht gleichzeitig dem Vorstand 
einer Notarkammer oder einem anderen Diszipli- 
nargericht angehören oder bei einer Notar- 
kammer im Haupt- oder Nebenberuf tätig sein. 


(2) Die Beisitzer werden einer Vorschlagsliste 
entnommen, die die Bundesnotarkammer dem 
Bundesminister der Justiz einreicht. Der Bundes- 
minister der Justiz bestimmt, welche Zahl von 
Beisitzern erforderlich ist. Die Vorschlagsliste der 
Bundesnotarkammer soll die doppelte Anzahl 
von Notaren enthalten und sich je zur Hälfte 
aus hauptberuflichen Notaren und Anwaltsno- 
taren zusammensetzen. 

(3) Scheidet ein Beisitzer vorzeitig aus, so 
wird für den Rest der Amtszeit ein Nachfolger 
ernannt. 
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welcher der Ernennung entgegensteht, über den 
Antrag entscheidet der Erste Zivilsenat des 
Oberlandesgerichts oder des obersten Landes- 
gerichts, das als Disziplinargericht zuständig ist 
Bei der Entscheidung dürfen die Mitglieder des 
Disziplinargerichts (§ 75) nicht mitwirken. Vor 
der Entscheidung sind der Notar und der Vor- 
stand der Notarkammer zu hören. Die Entschei- 
dung ist endgültig. 

§ 76 

unverändert 


§ 77 

Der Bundesgerichtshof entscheidet in Diszipli- 
narsachen gegen Notare in der Besetzung mit 
dem Vorsitzenden, zwei Richtern und zwei 
Notaren als Beisitzern. 

§ 78 

Der Vorsitzende und seine Stellvertreter, die 
mindestens Senatspräsidenten sein müssen, so- 
wie die richterlichen Beisitzer und ihre Stellver- 
treter werden von dem Präsidium des Bundes- 
gerichtshofs aus der Zahl der ständigen Mitglie- 
der des Bundesgerichtshofs auf die Dauer von 
vier Jahren bestellt. Im übrigen gelten §§ 62 bis 
67 und 69 des Gerichtsverfassungsgesetzes ent- 
sprechend. 

§ 79 

(1) Die Beisitzer aus den Reihen der Notare 
werden von dem Bundesminister der Justiz er- 
nannt. Sie werden einer Vorschlagsliste ent- 
nommen, die das Präsidium der Bundesnotar- 
kammer auf Grund von Vorschlägen der Notar- 
kammern dem Bundesminister der Justiz ein- 
reicht. Der Bundesminister der Justiz bestimmt, 
welche Zahl von Beisitzern erforderlich ist; er 
hat vorher das Präsidium der Bundesnotar- 
kammer zu hören. Die Vorschlagsliste muß min- 
destens die doppelte Zahl von Notaren enthal- 
ten und sich je zur Hälfte aus hauptberuflichen 
Notaren und Anwaltsnotaren zusammensetzen. 

(2) Die Beisitzer dürfen nicht gleichzeitig dem 
Vorstand einer Notarkammer oder einem ande- 
ren Disziplinargericht für Notare angehören 
oder bei einer Notarkammer im Haupt- oder 
Nebenberuf tätig sein. Im übrigen gelten § 75 a 
Abs. 3 bis 5 und § 75 b Abs. 1 entsprechend. 


(3) Ein Beisitzer ist auf Antrag des Bundes- 
ministers der Justiz seines Amtes zu entheben, 
wenn ein Umstand eintritt oder bekannt wird, 
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(4) Im übrigen sind die für die Mitglieder des 
Bundesdisziplinarhofs geltenden Vorschriften 
entsprechend anzuwenden. 

§ 80 

Auf das Verfahren des Bundesgeriditshofs in 
Disziplinarsachen gegen Notare sind die für das 
Verfahren des Bundesdisziplinarhofs geltenden 
Vorschriften entsprechend anzuwenden. Die im 
Verfahren vor dem Bundesdisziplinarhof dem 
Bundesdisziplinaranwalt zustehenden Befugnisse 
werden von dem Generalbundesanwalt beim 
Bundesgerichtshof wahrgenommen. 

§ 81 

Ob über eine Verfehlung eines Notars, der 
zugleich als Rechtsanwalt zugelassen ist, im Dis- 
ziplinarverfahren oder im ehrengerichtlichen 
Verfahren für Rechtsanwälte zu entsdieiden ist, 
bestimmt sich danach, ob die Verfehlung vor- 
wiegend mit dem Amt als Notar oder der Tätig- 
keit als Rechtsanwalt im Zusammenhang steht. 
In Zweifelsfällen bestimmt die Landesjustizver- 
waltung nach Anhörung der Notarkammer und 
der Rechtsanwaltskammer, in welchem Verfah- 
ren zu entscheiden ist." 


37. Der Vierte Teil erhält die folgende Fassung: 

„Vierter Teil 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 
§ 82 

(1) Verwaltungsakte, die nadi diesem Gesetz 
ergehen, können durch einen Antrag auf gericht- 
liche Entscheidung angefochten werden. Der An- 
trag kann nur darauf gestützt werden, daß der 
Verwaltungsakt den Antragsteller in seinen 
Rechten beeinträchtige, weil er rechtswidrig sei. 
Soweit die Landesjustizverwaltung ermächtigt 
ist, nach ihrem Ermessen zu befinden, kann 
der Antrag nur darauf gestützt werden, daß die 
gesetzlichen Grenzen des Ermessens überschrit- 
ten seien oder daß von dem Ermessen in einer 
dem Zweck der Ermächtigung nicht entsprechen- 
den Weise Gebrauch gemacht worden sei. 

(2) Der Antrag auf gerichtliche Entsdieidung 
kann nur binnen eines Monats nach dem Zeitpunkt 
gestellt werden, in dem die Verfügung dem Be- 
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welcher der Ernennung entgegensteht, über den 
Antrag entscheidet ein Zivilsenat des Bundes- 
gerichtshofs. Bei der Entscheidung dürfen die 
Mitglieder des Disziplinargerichts (§ 77) nicht 
mitwirken. Vor der Entscheidung sind der Notar 
und das Präsidium der Bundesnotarkammer zu 
hören. 

Absatz 4 ehtfällt. 

§ 80 

unverändert 


§ 81 

Ob über eine Verfehlung eines Notars, der 
zugleich Rechtsanwalt ist, im Disziplinarverfah- 
ren oder im ehrengerichtlichen Verfahren für 
Rechtsanwälte zu entscheiden ist, bestimmt sich 
danach, ob die Verfehlung vorwiegend mit dem 
Amt als Notar oder der Tätigkeit als Rechts- 
anwalt im Zusammenhang steht. Besteht ein sol- 
cher Zusammenhang nicht, so ist, wenn es sich 
um einen Anwaltsnotar handelt, im ehrengericht- 
lichen Verfahren für Rechtsanwälte, andernfalls 
im Disziplinarverfahren zu entscheiden. In Zwei- 
felsfällen bestimmt die Landesjustizverwaltung 
nach Anhörung der Notarkammer und der 
Rechtsanwaltskammer, in welchem Verfahren zu 
entscheiden ist." 


37. Der Vierte Teil erhält die folgende Fassung; 

♦ 

„Vierter Teil 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 
§ 82 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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troffenen bekanntgemacht worden ist. Der An^ 
trag ist auch zulässig, wenn ein Antrag auf Vor- 
nahme eines Verwaltungsakts ohne zureichen- 
den Grund innerhalb von drei Monaten nicht 
beschieden worden ist. 

(3) Zuständig für die Entscheidung ist im er- 
sten Rechtszug das Oberlandesgericht, im zwei- 
ten Rechtszug der Bundesgerichtshof. Diese Ge- 
richte entscheiden in der in Disziplinarsachen 
gegen Notare vorgeschriebenen Besetzung. 

(4) Für das Verfahren gelten §§ 49, 51 Abs, 1 
und 2, §§ 52 bis 54, für die Kosten §§ 215 bis 218 
der Bundesrechtsanwaltsordnung entsprechend. 


§ 83 

Die Landesjustizverwaltung kann Befugnisse, 
die ihr nach diesem Gesetz zustehen, auf nach- 
geordnete Behörden übertragen. Das gilt jedoch 
nicht für die Zuständigkeit, Notare zu bestellen 
(§ 13 Satz 1). 


§ 84 

I. 

(1) Die Notarkasse in München ist eine An- 
stalt des öffentlichen Rechts des Landes Bayern. 
Ihr bisheriger Tätigkeitsbereich (Bayern und 
Regierungsbezirk Pfalz des Landes Rheinland- 
Pfalz) bleibt unverändert. 

(2) Die Notarkasse untersteht der Aufsicht des 
Bayerischen Staatsministeriums der Justiz. Die- 
ses übt die Aufsicht nach näherer Vereinbarung 
der beteiligten Justizverwaltungen aus. 

(3) Die Aufgaben der Notarkasse sind 

a) die erforderliche Ergänzung des Be- 
rufseinkommens der Notare; 

b) die Versorgung der ausgeschiedenen 
Notare im Alter und bei Amtsunfähig- 
keit sowie die Versorgung ihrer Hin- 
terbliebenen; 

c) die Besoldung der Notariatsbeamten, 
ihre Versorgung im Alter und bei 
Dienstunfähigkeit und die Versorgung 
ihrer Hinterbliebenen sowie die Besol- 
dung der sonstigen in einem Dienst- 
verhältnis zur Notarkasse stehenden 
Hilfskräfte nach Maßgabe der Satzung; 

d) die Erfüllung der bei Übernahme des 
Vermögens des vormaligen Pensions- 
vereins der Bayerischen Notariats- 
gehilfen übernommenen Verpflichtun- 
gen sowie die Gewährung von Unter- 
stützungen und Unterhaltsbeiträgen an 
ehemalige Notariatsgehilfen und deren 
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(3) unverändert 


(4) Gegen die Entscheidung des Oberlandes- 
gerichts ist die sofortige Beschwerde an den 
Bundesgerichtshof zulässig. Im übrigen gelten 
für das Verfahren §§ 37, 39 Abs. 1 und 2, §§ 40, 
41 und 42 Abs. 4 bis 6 , für die Kosten §§ 200 bis 
203 der Bundesrechtsanwaltsordnung entspre- 
chend. 

§ 83 

Die Landesjustizverwaltung kann Befugnisse, 
die ihr nach diesem 'Gesetz zustehen, auf nach- 
geordnete Behörden übertragen. Das gilt jedoch 
nicht für die Zuständigkeit, Notare zu bestellen 
(§ 13 Satz 1) und ihres Amtes zu entheben (§ 38 
Abs. 3). 

§ 84 

I. 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Die Aufgaben der Notarkasse sind 

1. die erforderliche Ergänzung des Berufs- 
einkommens der Notare; 

2. die Versorgung der ausgeschiedenen 
Notare im Alter und bei Amtsunfähig- 
keit sowie die Versorgung ihrer Hinter- 
bliebenen; 

3. die Besoldung der Notariatsbeamten, 
ihre Versorgung im Alter und bei 
Dienstunfähigkeit und die Versorgung 
ihrer Hinterbliebenen sowie die Besol- 
dung der sonstigen in einem Dienst- 
verhältnis zur Notarkasse stehenden 
Hilfskräfte nach Maßgabe der Satzung; 

4. die Erfüllung der bei Übernahme des 
Vermögens des vormaligen Pensions- 
vereins der Bayerischen Notariatsge- 
hilfen übernommenen Verpflichtungen 
sowie die Gewährung von Unterstüt- 
zungen und Unterhaltsbeiträgen an 
ehemalige Notariatsgehilfen und deren 
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Hinterbliebene nach Maßgabe der gel- 
tenden Grundsätze; 

e) die einheitliche Durchführung der Haft- 
pflichtversicherung; 

f) die Förderung der wissenschaftlichen 
und praktischen Fortbildung der No- 
tare und Notarassessoren sowie der 
fachlichen Ausbildung des Personals 
der Notare; 

g) die Bereitstellung der Haushaltsmittel 
der im Gebiet der Notarkasse gebilde- 
ten Notarkammern; 

h) die Zahlung der Bezüge der Notar- 
assessoren an Stelle der Notarkammer 
sowie die Versorgung der Notarasses- 
soren bei Dienstunfähigkeit und die 
Versorgung ihrer Hinterbliebenen nach 
Maßgabe der Satzung; 

i) die wirtschaftliche Verwaltung der von 
einem Notariatsverweser wahrgenom- 
menen Notarstellen an Stelle der No- 
tarkammer. 

(4) Die Organe der Notarkasse sind der Prä- 
sident und der Verwaltungsrat; bis zur ander- 
weitigen Regelung durch die Satzung bleibt für 
die Bearbeitung der Personalangelegenheiten 
der Notariatsbeamten das bisherige Personal- 
amt als besondere Einrichtung der Notarkasse 
bestehen. Der Sitz der Notarkasse ist München; 
sie wird durch den Präsidenten gerichtlich und 
außergerichtlich vertreten. Die Haushaltsrech- 
nung wird vom Bayerischen Obersten Rech- 
nungshof geprüft. 

(5) Im übrigen bestimmen sich die Aufgaben 
und Rechtsverhältnisse der Notarkasse nach 
einer Satzung. Die nach diesem Gesetz erforder- 
liche erste Änderung der Satzung beschließt der 
bisherige Beirat; sie wird mit der Bestätigung 
durch die Aufsichtsbehörde wirksam. Bis dahin 
gilt die bisherige Satzung. Bis zur Amtsüber- 
nahme der auf Grund der neuen Satzung be- 
stellten Organe bleiben die bisherigen im Amt. 
Künftige Satzungsänderungen beschließt der 
Verwaltungsrat; sie bedürfen zu ihrer Wirksam- 
keit der Bestätigung durch die Aufsichtsbehörde. 

(6) Auf die nach Absatz 3 Buchstabe b und c 
gegen die Notarkasse begründeten Ansprüche 
der Notare und ihrer Hinterbliebenen sowie der 
Notariatsbeamten und ihrer Hinterbliebenen 
sind die für Beamtenbezüge geltenden verfah- 
rensrechtlichen Vorschriften entsprechend anzu- 
wenden. 

(7) Die Notarkasse hat von den Notaren Ab- 
gaben zu erheben, soweit dies zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben erforderlich ist. Im Falle der 
Weigerung kann das Bayerische Staatsministe- 
rium der Justiz die Abgaben festsetzen. Rück- 
ständige Abgaben können auf Grund einer vom 
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Hinterbliebene nach Maßgabe der gel- 
tenden Grundsätze; 

5. die einheitliche Durchführung der Haft- 
pflichtversicherung; 

6. die Förderung der wissenschaftlichen 
und praktischen Fortbildung der Notare 
und Notarassessoren sowie der fach- 
lichen Ausbildung des Personals der 
Notare; 

7. die Bereitstellung der Haushaltsmittel 
der im Gebiet der Notarkasse gebil- 
deten Notarkammern: 

8. die Zahlung der Bezüge der Notar- 
assessoren an Stelle der Notarkammer 
sowie die Versorgung der Notarasses- 
soren bei Dienstunfähigkeit und die 
Versorgung ihrer Hinterbliebenen nach 
Maßgabe der Satzung; 

9. die wirtschaftliche Verwaltung der von 
einem Notariatsverweser wahrgenom- 
menen Notarstellen an Stelle der Notar- 
kammer. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) Auf die nach Absatz 3 Nr. 2, 3 und 8 
gegen die Notarkasse begründeten Ansprüche 
der Notare und ihrer Hinterbliebenen, der Nota- 
riatsbeamten und ihrer Hinterbliebenen sowie 
die Versorgimgsansprüche der Notarassessoren 
und ihrer Hinterbliebenen sind die für Beamten- 
bezüge geltenden verfahrensrechtlichen Vor- 
schriften entsprechend anzuwenden. 

(7) unverändert 
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Präsidenten ausgestellten, mit der Bescheini- 
gung der Vollstreckbarkeit versehenen Zah- 
lungsaufforderung nach den Vorschriften über 
die Vollstreckung der Urteile in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten eingezogen werden. Die 
Notarkasse kann die Erfüllung der Abgabe- 
pflicht nachprüfen; die Notare haben dem mit 
der Prüfung Beauftragten Einsicht in ihre Ak- 
ten, Urkunden, Verzeichnisse und Bücher zu ge- 
statten und die erforderlichen dienstlichen Auf- 
schlüsse zu geben. 


11 . 

Für das Tätigkeitsgebiet der Notarkasse gel- 
ten ferner folgende besondere Vorschriften; 

(1) Ein Notar kann seines Amtes enthoben 
werden, wenn er das siebzigste Lebensjahr voll- 
endet hat. 


(2) Die Rechtsverhältnisse der Notariatsbe- 
amten und deren Hinterbliebenen bleiben unbe- 
rührt. Neue Notariatsbeamte werden nicht mehr 
ernannt. Die Notare sind verpflichtet, die ihnen 
zur Dienstleistung zugewiesenen Notariatsbe- 
amten und sonstigen in einem Dienstverhältnis 
zur Notarkasse stehenden Hilfskräfte zu be- 
schäftigen. 

(3) Aufgaben der Notarkammern können 
durch die Landesjustizverwaltungen der Notar- 
kasse übertragen werden. 

§ 85 

Für den Bezirk des Oberlandesgerichts Stutt- 
gart gelten folgende besondere Vorschriften: 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Bezirksnotare 
nicht. Diö Vorschriften über ihre Dienstverhält- 
nisse, ihre Zuständigkeit und das von ihnen bei 
ihrer Amtstätigkeit zu beobachtende Verfahren 
einschließlich des Rechtsmittelzuges bleiben un- 
berührt; dies gilt auch für ihre Amtstätigkeit als 
öffentlicher Notar (Artikel 95 des Württember- 
gischen Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch). 7hre Zuständigkeit als öffentliche 
Notare bestimmt sich nach diesem Gesetz. 

(2) Die Bezirksnotare sind berechtigt, der 
Notarkammer für den Oberlandesgerichtsbezirk 
Stuttgart als Mitglieder ohne Stimmrecht beizu- 
treten. Dem Vorstand der Notarkammer gehört 
ein Bezirksnotar an, der nicht stimmberechtigt 
ist. Er nimmt auch an den Vertreterversamm- 
lungen der Bundesnotarkammer ohne Stimm- 
recht teil. Dieser Bezirksnotar und sein Ver- 
treter werden aus dem Kreise der Bezirks- 
notare gewählt, die der Notarkammer Stuttgart 
beigetreten sind. 
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II. 

Für das Tätigkeitsgebiet der Notarkasse gelten 
ferner folgende besondere Vorschriften: 

(1) Ein Notar kann seines Amtes enthoben 
werden, wenn er das siebzigste Lebensjahr voll- 
endet hat. Der Notar darf in diesem Falle seine 
Amtsbezeichnung „Notar" mit dem Zusatz „außer 
Dienst (a. D.)" weiterführen. § 41 Abs. 3 Satz 1 
und 2 gilt entsprechend. 

(2) Die Rechtsverhältnisse der Notariatsbeam- 
ten und deren Hinterbliebenen bleiben bis zum 
Erlaß anderweitiger landesrechtlicher Vorschrif- 
ten unberührt. Neue Notariatsbeamte werden 
nicht mehr ernannt. Die Notare sind verpflichtet, 
die ihnen zur Dienstleistung zugewiesenen Nota- 
riatsbeamten und sonstigen in einem Dienstver- 
hältnis zur Notarkasse stehenden Hilfskräfte zu 
beschäftigen. 

(3) unverändert 

§ 85 

Für den Bezirk des Oberlandesgerichts Stutt- 
gart gelten folgende besondere Vorschriften: 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Bezirksnotare 
nicht. Die Vorschriften über ihre Dienstverhält- 
nisse, ihre Zuständigkeit und das von ihnen bei 
ihrer Amtstätigkeit zu beobachtende Verfahren 
einschließlich des Rechtsmittelzuges bleiben un- 
berührt. Dies gilt auch für ihre Amtstätigkeit als 
öffentlicher Notar (Artikel 95 des Württember- 
gischen Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch); ihre Zuständigkeit als öffentliche 
Notare bestimmt sich nach diesem Gesetz. 

(2) Die Bezirksnotare sind berechtigt, der 
Notarkammer für den Oberlandesgerichtsbezirk 
Stuttgart als Mitglieder ohne Stimmrecht beizu- 
treten. Dem Vorstand der Notarkammer gehört 
ein Bezirksnotar an, der nicht stimmberechtigt 
ist. Er nimmt auch an den Vertreterversammlun- 
gen der Bundesnotarkammer ohne Stimmrecht 
teil. Dieser Bezirksnotar und sein Vertreter wer- 
den von den Bezirksnotaren aus dem Kreis der- 
jenigen Bezirksnotare gewählt, die der Notar- 
kammer Stuttgart beigetreten sind. 
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(3) Zu Notaren nach diesem Gesetz können 
auch Bezirksnotare und Anwärter bestellt wer- 
den, die nach den im Oberlandesgerichtsbezirk 
Stuttgart geltenden Bestimmungen zur Anstel- 
lung als Bezirksnotar befähigt sind. 

§ 86 

Dieses Gesetz gilt im Oberlandesgerichtsbe- 
zirk Karlsruhe nicht. Die Vorschriften über die 
Dienstverhältnisse der nach den Vorschriften 
des badischen Landesgesetzes über die freiwil- 
lige Gerichtsbarkeit bestellten Notare, ihre Zu- 
ständigkeit und das bei ihrer Amtstätigkeit zu 
beobachtende Verfahren einschließlich des 
Rechtsmittelzuges bleiben unberührt. Die Notare 
können an den Vertreterversammlungen der 
Bundesnotarkammer durch einen von ihnen ge- 
wählten Vertreter ohne Stimmrecht teilnehmen. 


§ 87 

(1) In den Gerichtsbezirken der früher würt- 
tembergischen und hohenzollerischen Teile des 
Landes Baden-Württemberg, in denen am ....*) 
Rechtsanwälte zur nebenberuflichen Amtsaus- 
übung als Notare bestellt werden konnten, kön- 
nen auch weiterhin Anwaltsnotare bestellt wer- 
den. § 5 ist insoweit nicht anzuwenden. § 8 gilt 
entsprechend. 

(2) In der Freien und Hansestadt Hamburg 
gilt § 7 nicht. In den Gerichtsbezirken der Freien 

und Hansestadt Hamburg, in denen am *) 

Rechtsanwälte zur nebenberuflichen Amtsaus- 
übung als Notare bestellt werden konnten, kön- 
nen auch weiterhin Anwaltsnotare bestellt wer- 
den, wenn hierfür im Einzelfalle ein Erfordernis 
der Rechtspflege besteht. Die §§ 5 und 8 sind 
insoweit nicht anzuwenden. 

(3) Im Lande Rheinland-Pfalz gilt § 7 nicht. 

Soweit am *) dort Rechtsanwälte das Amt 

des Notars im Nebenberuf ausgeübt haben, be- 
hält es dabei sein Bewenden. 


§ 88 

Besteht für mehrere Länder ein gemeinschaft- 
liches Oberlandesgericht, so gilt folgendes: 

1. Die Landesjustizverwaltung des Landes, in 
dem das Oberlandesgericht seinen Sitz nicht 
hat, kann die nach diesem Gesetz dem Ober- 
landesgerichtspräsidenten zustehenden Be- 
fugnisse auf einen anderen Richter über- 
tragen. 

2. Die Notare eines jeden Landes bilden eine 
Notarkammer. § 62 Abs. 1 Satz 2 ist nicht 
anzuwenden. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
(3) unverändert 


§ 86 

unverändert 


§ 87 

(1) In den Gerichtsbezirken der früher würt- 
tembergischen und hohenzollerischen Teile des 
Landes Baden-Württemberg, in denen am 1 April 
1961 Rechtsanwälte zur nebenberuflichen Amts- 
ausübung als Notare bestellt werden konnten, 
können auch weiterhin Anwaltsnotare bestellt 
werden. § 7 ist insoweit nicht anzuwenden. § 4 
gilt entsprechend. 

Absatz 2 entfällt 


(3) In den Ländern Hamburg und Rheinland- 
Pfalz gilt § 3 Abs. 2 nicht. Soweit am 1. April 
1961 dort Rechtsanwälte das Amt des Notars im 
Nebenberuf ausgeübt haben, behält es dabei 
sein Bewenden. 

§ 88 

unverändert 


') Hier soll der Tag des Inkrafttretens des Gesetzes ein- 
gesetzt werden. 
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§ 89 

Für das von den Notaren bei ihren Amtshand- 
lungen zu beobachtende Verfahren bleiben, so- 
weit in diesem Gesetz* nichts anderes bestimmt 
ist, die bisherigen Rechtsvorschriften unberührt. 

§ 90 

Beschränkungen für den Zugang zum Notariat, 
die sich aus landesrechtlichen Vorschriften über 
den Abschluß der politischen Befreiung ergeben, 
bleiben unberührt." 

Artikel 2 

Bekanntmachung der Neufassung der 
Bundesnotarordnung 

Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, 
die Reichsnotarordnung in der sich aus Artikel 1 
ergebenden Fassung mit neuem Datum und 
neuer Paragraphenfolge als „Bundesnotarordnung 
(BNotO)" bekanntzumachen und Unstimmigkeiten 
des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 3 

Vor dem Inkrafttreten des Gesetzes 
bestellte Notare 

(1) Die Vorschriften der Bundesnotarordnung gel- 
ten auch für die vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes nach den bisherigen Vorschriften bestellten 
Notare. 

(2) Die vor dem 1. Juli 1937 zur nebenberuflichen 
Amtsausübung als Notare bestellten Rechtsanwälte 
gelten in jedem Falle als für die Dauer ihrer Zu- 
lassung bestellt. 

A r t i k e 1 4 

Notaranwälte 

Soweit bisher ein zur hauptberuflichen Amts- 
ausübung bestellter Notar als Rechtsanwalt bei dem 
Amtsgericht zugelassen war, in dessen Bezirk er 
seinen Amtssitz hat, behält es dabei sein Bewenden. 
Die Zulassung kann bei einer wesentlichen Ände- 
rung der Verhältnisse zurückgenommen werden. 
Das Amt des Notars erlischt durch Ausschluß aus 
der Rechtsanwaltschaft. Neuzulassungen von No- 
taren als Rechtsanwälte finden nicht mehr statt. 

Artikel 5 
Anwaltsnotare 

im Landgerichtsbezirk Karlsruhe 

(1) Die durch Bekanntmachung des Landgerichts- 
präsidenten in Karlsruhe (Military Government 
Gazette, United States Zone, Landeskommissar- 
bezirk Karlsruhe, Nr. 7 vom 30. August 1945 S. 3) 
zur Tätigkeit eines Notars gemäß §§ 22 bis 28 der 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
§ 89 

unverändert 

§ 90 

unverändert 


Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 

Vor dem Inkrafttreten des Gesetzes 
bestellte Notare 

(1) unverändert 

Absatz 2 entfällt 


Artikel 4 

entfällt 


Artikel 5 
unverändert 
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P.eichsnotarordnung widerruflich ermächtigten 
Rechtsanwälte haben die Stellung von Anwalts- 
notaren. Sie unterliegen den Vorschriften der Bun- 
desnotarordnung und gehören der Notarkammer für 
den Oberlandesgerichtsbezirk Stuttgart an. 

(2) Die von den in Absatz 1 bezeichneten Rechts- 
anwälten vorgenommenen notariellen Geschäfte 
sind nicht deshalb unwirksam, weil die Rechts- 
anwälte nicht nach den Vorschriften der Reichs- 
notarordnung zu Notaren bestellt worden sind. 

Artikel 6 

Versorgungsbezüge im früheren Oberlandes- 
gerichtsbezirk Darmstadt 

Im Bezirk des früheren Oberlandesgerichts Darm- 
stadt bleiben für die vor dem 1. Juli 1937 bestellten 
Notare die bisherigen Vorschriften über Ruhegehalt 
und Hinterbliebenenversorgung in Kraft. Der Betrag 
des ermäßigten Ruhegehalts nach § 7 der Verord- 
nung über die Ruhestands- und Hinterbliebenen- 
versorgung der Notare in Hessen vom 10. Mai 1938 
{Reichsgesetzbl. I S. 519) in der Fassung des § 2 
Nr, 1 der Verordnung über die Aufhebung der 
Gebührenabgabe der Notare und über die Ruhe- 
stands- und Hinterbliebenenversorgung der Notare 
in Hessen vom 11. Dezember 1942 (Reichsgesetzbl. I 
S. 701) wird nach Anhörung der zuständigen Notar- 
kammer im Land Hessen von dem Oberlandes- 
gerichtspräsidenten in Frankfurt (Main) und im 
Land Rheinland-Pfalz von dem Minister der Justiz 
festgesetzt. 

Artikel 7 

Sonderbestimmungen für das Saarland 

(1) Wer im Saarland auf Grund des § 3 Satz 2 
der Reichsnotarordnung in der Fassung des Ar- 
tikels I der Rechtsanordnung über die Abänderung 
der Reichsnotarordnung vom 12. Februar 1947 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 73) zum Notar bestellt 
worden ist, bleibt Notar. 

(2) § 236 Abs. 1 und 2 sowie Abs. 3 Satz 2 und 3 
der Bundesrechtsanwaltsordnung gilt entsprechend. 

Artikel 8 

Zuständigkeit anderer Stellen 

(1) Soweit für die den Notaren zugewiesenen 
Amtsgeschäfte nach den bisherigen Vorschriften 
auch andere Stellen zuständig sind, bleiben diese 
Vorschriften unberührt. 

(2) Artikel 142 und Artikel 143 Abs. 1 des Ein- 
führungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch wer- 
den aufgehoben. Die auf Grund der aufgehobenen 
Vorschriften erlassenen landesgesetzlichen Vor- 
schriften bleiben bestehen; sie können von den bis- 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Artikel 6 
unverändert 


Artikel 7 

Sonderbestimmungen für das Saarland 

(1) unverändert 


Absatz 2 entfällt 


Artikel 8 

Zuständigkeit anderer Stellen 

(1) Soweit nach den bisherigen Vorschriften für 
die den Notaren zugewiesenen Amtsgeschäfte auch 
andere Stellen zuständig sind, bleiben diese Vor- 
schriften unbeschadet der Absätze 2 und 3 unbe- 
rührt. 

(2) Artikel 142 und Artikel 143 Abs. 1 des Ein- 
führungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch wer- 
den aufgehoben. Die auf Grund der aufgehobenen 
Vorschriften erlassenen oder aufrechterhaltenen 
landesrechtlichen Vorschriften bleiben bestehen; sie 
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her dafür zuständigen Stellen ganz oder teilweise 
aufgehoben werden. 

(3) Inwieweit die Notare zur Vermittlung von Nach- 
laß- und Gesamtgutsauseinandersetzungen — ein- 
schließlich der Erteilung von Zeugnissen nach §§36 
und 37 der Grundbuchordnung — , zur Aufnahme 
von Nachlaßverzeichnissen und Nachlaßinventaren 
sowie zur Anlegung und Abnahme von Siegeln im 
Rahmen eines Nachlaßsicherungsverfahrens zustän- 
dig sind, bestimmt sich nach den landesrechtlichen 
Vorschriften. 


Artikel 9 
Rechtsnachfolger 

der ehemaligen Reichsnotarkammer 

(1) Die Bundesnotarkammer ist Rechtsnachfolger 
der früheren Reichsnotarkammer. Sie tritt, soweit 
bisher gesetzlich nichts Abweichendes bestimmt 
worden ist, in alle ihre vermögensrechtlichen Pflich- 
ten und Rechte ein, haftet jedoch nur mit dem 
übernommenen Vermögen. Die Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs über eine dem Fiskus als 
gesetzlichem Erben anfallende Erbschaft sind ent- 
sprechend anzuwenden. Die durch die Berliner Kom- 
mission für Ansprüche auf Vermögenswerte laut 
Kontrollratsdirektive Nr. 50 auf die Rheinische 
Notarkammer übertragenen Vermögenswerte der 
früheren Reichsnotarkammer gehen auf die Bundes- 
notarkammer über. 

(2) Aus Anlaß und in Durchführung des Rechts- 
übergangs entstehende Gerichtskosten werden nicht 
erhoben. 

Artikel 10 

Rechtsnachfolger der bei Inkraittreten 

dieses Gesetzes bestehenden Notarkammern 

Die Rechte und Pflichten der bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes bestehenden Notarkammern gehen 
auf die nach Artikel 1 Nr. 31 neu gebildeten Notar- 
kammern über. Stimmt der Bezirk der neu gebil- 
deten Notarkammer nicht mit dem Bezirk der be- 
stehenden Notarkammer überein, so bestimmt die 
Landesregierung durch Rechtsverordnung, in wel- 
cher Weise die Vermögenswerte und Verbindlich- 
keiten aufgeteilt werden. Die Aufteilung ist so 
vorzunehmen, daß die Ansprüche der Gläubiger 
nicht gefährdet werden. Artikel 9 Abs. 2 gilt ent- 
sprechend. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

können von den bisher dafür zuständigen Stellen 
aufgehoben oder geändert, jedoch nicht in ihrem 
Geltungsbereich erweitert werden. 

Absatz 3 entfällt hier 

siehe Artikel I Nr. 11c (§§ 22 Abs. 4) 


(4) Behörden oder Beamte dürfen eine Beurkun- 
dung nicht vornehmen, wenn die Körperschaft oder 
Anstalt, der sie angehören oder die sie zur Be- 
urkundung bestellt hat, an der den Gegenstand der 
Beurkundung bildenden Angelegenheit beteiligt ist. 
Dies gilt nicht im Land Baden-Württemberg für die 
nach den Vorschriften des badischen Landesgesetzes 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit bestellten 
Notare, die Bezirksnotare und die Ratsschreiber. 

Artikel 9 
unverändert 


Artikel 10 

Rechtsnachfolger der Notarkammern 

Die Rechte und Pflichten der bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes bestehenden Notarkammern gehen 
auf die nach Artikel 1 Nr. 31 neu gebildeten Notar- 
kammern über. Stimmt der Bezirk der neu gebil- 
deten Notarkammer nicht mit dem Bezirk der be- 
stehenden Notarkammer überein, so bestimmt die 
Landesregierung durch Rechtsverordnung, in wel- 
cher Weise die Vermögenswerte und Verbindlich- 
keiten aufgeteilt werden; sie kann diese Befugnis 
auf die Landesjustizverwaltrmg übertragen. Die 
Aufteilung ist so vorzunehmen, daß die Ansprüche 
der Gläubiger nicht gefährdet werden. Artikel 9 
Abs. 2 gilt entsprechend. 
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Artikel 11 

Einrichtung der Notarkammern 

(1) Die erste Versammlung der nach Artikel 1 
Nr, 31 neu gebildeten Notarkammer wird von dem 
Präsidenten (Vorsitzer) der bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes bestehenden Notarkammer oder der die 
Aufgaben der Notarkammer wahrnehmenden Kör- 
perschaft einberufen. Er führt bis zur Wahl des 
Präsidenten der Notarkammer den Vorsitz in der 
Versammlung. Bis zu diesem Zeitpunkt bleiben die 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden No- 
tarkammern oder die die Aufgaben von Notarkam- 
mern wahrnehmenden Körperschaften nach den bis- 
her geltenden Vorschriften tätig. 

(2) Hat die Landesregierung bestimmt, daß meh- 
rere Oberlandesgerichtsbezirke oder Teile von 
Oberlandesgerichtsbezirken oder ein Oberlandes- 
gerichtsbezirk mit Teilen eines anderen Oberlandes- 
gerichtsbezirks den Bezirk einer Notarkammer bil- 
den, so bestimmt sie dabei zugleich die Stelle, die 
die erste Versammlung der Notarkammer einzube- 
rufen hat. 

(3) Die erste Vertreterversammlung der Bundes- 
notarkammer wird durch den Vorsitzer des Vor- 
stands der Gemeinschaft des Deutschen Notariats 
einberufen. Er führt bis zur Wahl des Präsidenten 
der Bundesnotarkammer den Vorsitz in der Ver- 
treterversammlung. 


Artikel 12 

Aufhebung von Vorschriften 

Folgende Vorschriften werden aufgehoben, soweit 
sie nicht bereits außer Kraft getreten sind: 

l.die Verordnung zur Ausführung und Ergän- 
zung der Reichsnotarordnung vom 26. Juni 
1937 (Reichsgesetzbl. I S. 663), 


Beschlüsse des 12. A u s s c h u s s e s 

Artikel 11 
unverändert 


Artikel 11a 

Überleitung von Verfahren 

(1) Disziplinarverfahren gegen Notare, die bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes anhängig sind, werden 
nach den bisherigen Vorschriften zu Ende geführt. 

(2) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes im ersten 
oder zweiten Rechts/ug anhängige Verfahren, welche 
die Anfechtung eines Verwaltungsaktes auf dem 
Gebiete des Notarrechts betreffen, gehen in der 
Lage, in der sie sich befinden, auf das Oberlandes- 
gericht (Artikel 1 Nr. 37, § 82 Abs. 3) über. Für die 
Erhebung der Gerichts- und Rechtsanwaltskosten ist 
das Verfahren vor dem abgebenden Gericht als Teil 
des Verfahrens vor dem übernehmenden Gericht zu 
behandeln, 

(3) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes im dritten 
Rechtszuge anhängige Verfahren, welche die An- 
fechtung eines Verwaltungsaktes auf dem Gebiete 
des Notarrechts betreffen, werden nach den bishe- 
rigen Vorschriften zu Ende geführt. 

Artikel 12 

Aufhebung von Vorschriften 

Folgende Vorschriften werden aufgehoben, soweit 
sie nicht bereits außer Kraft getreten sind: 

1. unverändert 
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2. die Zweite Verordnung zur Ausführung und 
Ergänzung der Reichsnotarordnung vom 
27. März 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 321), 

3. die Verordnung zur Änderung der Reichs- 
notarordnung vom 16. Mai 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 918), 

4. die Verordnung über die Vertretung von No- 
taren vom 18. September 1939 (Reichsgesetzbl. 
I S. 1848), 

5. die Verordnung zur Ergänzung der Reichs- 
rechtsanwaltsordnung und der Reichsnotar- 
ordnung vom 22. Januar 1940 (Reichsgesetzbl. 
I S. 223), 

6. die Verordnung über die Zulassung von 
Rechtsanwälten und die Bestellung von No- 
taren während des Krieges vom 26. Novem- 
ber 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 665), 

7. die Verordnung zur Änderung und Ergänzung 
der Reichsnotarordnung vom 1. März 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 126), 


8. die Verordnung zur Ergänzung der Reichs- 
notarordnung vom 27. September 1944 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 224), 

9. die Verordnung zur Änderung der Reichs- 
notarordnung der Oberlandesgerichtspräsiden- 
ten in Braunschweig vom 20. April 1946 (Ju- 
stizblatt für den Oberlandesgerichtsbezirk 
Braunschweig Sp. 23), Celle vom 30. April 
1946 (Hannoversche Rechtspflege S, 42), Düs- 
seldorf vom 26. April 1946 (Justizblatt für den 
Oberlandesgerichtsbezirk Düsseldorf S. 32), 
Hamburg vom 26. April 1946 (Hamburgisches 
Verordnungsblatt S. AA), Bremen vom 26. April 
1946 (Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bre- 
men S. 55), Hamm vom 16. April 1946 (Justiz- 
blatt für den Oberlandesgerichtsbezirk Hamm 
S. 54), Kiel vom 14. Mai 1946 (Schleswig-Hol- 
steinische Anzeigen S. 243), Köln vom 29. April 
1946 (Justizblatt für den Oberlandesgerichts- 
bezirk Köln S. 54), Oldenburg vom 26. April 
1946 (Justizblatt für Aurich, Oldenburg und 
Osnabrück S. 67), 

10. die Verordnung des Oberlandesgerichtspräsi- 
denten in Celle über das Notariat in Lippe 
und Schaumburg-Lippe vom 30. September 
1946 (Hannoversche Rechtspflege S. 109), 

11. die saarländische Rechtsanordnung über die 
Abänderung der Reichsnotarordnung vom 

12. Februar 1947 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 73), 

12. das saarländische Gesetz über die Errichtung 
einer Notarkammer in Saarbrücken vom 
19. April 1948 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 540), 


Beschlüsse des 12. A u s s c h u s s e s 
2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 


7a. die Bekanntmachung des Reichsministers der 
Justiz über die Vergütung für die Übersetzung 
fremdländischer notarischer Urkunden vom 
22. Juli 1944 (Deutsche Justiz S. 227), 

8. unverändert 


9. die Verordnung zur Änderung der Reichs- 
notarordnung der Oberlandesgerichtspräsiden- 
ten in Braunschweig vom 20. April 1946 (Ju- 
stizblatt für den Oberlandesgerichtsbezirk 
Braunschweig Sp. 23), Celle vom 30. April 
1946 (Hannoversche Rechtspflege S. 42), Düs- 
seldorf vom 26. April 1946 (Justizblatt für den 
Oberlandesgerichtsbezirk Düsseldorf S. 32), 
Hamburg vom 26. April 1946 (Hamburgisches 
Verordnungsblatt S. 44 und Gesetzblatt der 
Freien Hansestadt Bremen S, 55), Hamm vom 
16. April 1946 (Justizblatt für den Oberlandes- 
gerichtsbezirk Hamm S. 54), Kiel vom 14. Mai 
1946 (Schleswig-Holsteinische Anzeigen S. 243), 
Köln vom 29. April 1946 (Justizblatt für den 
Oberlandesgerichtsbezirk Köln S, 54), Olden- 
burg vom 26. April 1946 (Justizblatt für 
Aurich, Oldenburg und Osnabrück S. 67), 

10. unverändert 


11. unverändert 


12. das saarländische Gesetz über die Errichtung 
einer Notarkammer in Saarbrücken vom 
19. April 1948 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 540), mit Ausnahme des § 2 Abs, 3, 
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13. die Zweite Verordnung des Präsidenten des 
Zentral-Justizamts für die Britische Zone zur 
Änderung der Reichsnotarordnung vom 11. Ok- 
tober 1948 (Verordnungsblatt für die Britische 
Zone S. 311), 

14. § 14 des saarländischen Gesetzes betreffend 
die vorläufige Regelung der Dienststraf- 
gerichtsbarkeit vom 11, Februar 1949 (Amts- 
blatt des Saarlandes S. 279), 

15. das bremische Gesetz über das Dienststraf- 
verfahren gegen Notare vom 12. Mai 1949 
(Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen 
S. 89, 107), 

16. die Verordnung des Präsidenten des Zentral- 
Justizamts für die Britische Zone zur vor- 
läufigen Regelung der Wahlen zu den Notar- 
kammern in den Oberlandesgerichtsbezirken 
Hamburg, Düsseldorf und Köln vom 23. Au- 
gust 1949 (Verordnungsblatt für die Britische 
Zone S. 367), 

17. die Notarordnung für Rheinland-Pfalz vom 
3. September 1949 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt der Landesregierung Rheinland-Pfalz 
Teil I S. 391) in der Fassung des Artikels 5 II 
Nr. 4 des Gesetzes zur Wiederherstellung der 
Rechtseinheit auf dem Gebiete der Gerichts- 
verfassung, der bürgerlichen Rechtspflege, des 
Strafverfahrens und des Kostenrechts vom 
12. September 1950 (Bundesgesetzbl. S. 455), 
mit Ausnahme des § 22 Abs. 4 und 5 sowie 
des § 78, 

18. das Berliner Gesetz über vorläufige Maßnah- 
men auf dem Gebiete des Notarwesens vom 
9. Januar 1951 (Verordnungsblatt für Berlin I 
S. 57), 

19. das hamburgische Gesetz über die Hambur- 
gische Notarkammer vom 20. Dezember 1955 
(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
Teil I S. 342). 


Artikel 13 

Besondere Vorschriften 
über die Fähigkeit zum Richteramt 

Unberührt bleiben die besonderen gesetzlichen 
Vorschriften, nach denen die Fähigkeit zum Rich- 
teramt (§ 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes) Per- 
sonen verliehen werden kann, welche die Prüfung 
zur Erlangung einer solchen Fähigkeit nicht im In- 
land abgelegt haben. 


Beschlüsse des 12, Ausschusses 
13. unverändert 


14. unverändert 


15. unverändert 


16. unverändert 


17. unverändert 


18. unverändert 


19. das hamburgische Gesetz über die Hambur- 
gische Notarkammer vom 20. Dezember 1955 
(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 342), 

20. die Verordnung über die Bestellung von No- 
taren in den Bezirken der Amtsgerichte Ham- 
burg-Altona, Hamburg-Bergedorf, Hamburg- 
Blankenese, Hamburg-Harburg und Hamburg- 
Wandsbek vom 10. November 1959 (Hambur- 
gisches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 165). 

Artikel 13 

Besondere Vorschriften 
über die Fähigkeit zum Richteramt 

Unberührt bleiben die besonderen gesetzlichen 
Vorschriften, nach denen die Fähigkeit zum Rich- 
Leramt (§ 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes) Per- 
sonen verliehen werden kann, welche die Prüfungen 
zur Erlangung einer solchen Fähigkeit nicht im In- 
land abgelegt haben. 
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Entwurf 

Artikel 14 

Verweisungen in anderen Vorschriften 

Soweit in Gesetzen und Verordnungen auf die 
durch dieses Gesetz aufgehobenen oder abgeänder- 
ten Vorschriften verwiesen ist, treten die entspre- 
chenden Vorschriften dieses Gesetzes an ihre Stelle. 

Artikel 15 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. In dem- 

selben Zeitpunkt tritt im Lande Rheinland-Pfalz die 
Reichsnotarordnung in der Fassung dieses Gesetzes 
in Kraft. 


Artikel 16 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz und die auf Grund des Artikels 2 
dieses Gesetzes bekanntgemachte Bundesnotarord- 
nung gelten nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Artikel 14 
unverändert 


Artikel 15 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. April 1961 in Kraft. 
In demselben Zeitpunkt tritt im Land Rheinland- 
Pfalz die Reichsnotarordnung in der Fassung dieses 
Gesetzes in Kraft. 

(2) Artikel 2 sowie die in diesem Gesetz enthal- 
tenen Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen oder von Verwaltungsvorschriften treten 
am Tage nach der Verkündung dieses Gesetzes in 
Kraft. 

Artikel 16 
unverändert 
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